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127. Sitzung 

Bonn, Mittwoch, den 9. Oktober 1996 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Da in dieser Woche keine Kabinettssitzung stattfin-
det, haben sich die Fraktionen darauf verständigt, 
die für heute vorgesehene Befragung der Bundesre-
gierung ausfallen zu lassen. 

(Zuruf von der F.D.P.: Schade!) 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 auf: 

Fragestunde 

- Drucksache 13/5688 - 

Wir beginnen mit dem Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums für Post und Telekommunikation. 
Zur Beantwortung der Fragen steht der Parlamentari-
sche Staatssekretär Dr. Paul Laufs bereit. 

Ich rufe die Frage 26 des Abgeordneten Hans Mar-
tin Bury auf: 

Wie viele Postfilialen hält die Bundesregierung im Hinblick 
auf die grundgesetzlich zu gewährleistende flächendeckende 
Bereitstellung angemessener und ausreichender Postdienstlei-
stungen für erforderlich, und weshalb erhält der Bundesminister 
für Post und Telekommunikation seine früheren Zusagen, eine 
fünfstellige Zahl posteigener Filialen in Deutschland dauerhaft 
zu sichern, nicht mehr aufrecht? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Herr Kol-
lege Bury, die Bundesregierung hat in Ausfüllung 
des Gewährleistungsauftrages des A rt . 87 f des 
Grundgesetzes in den §§ 10 und 20 der Post-Kunden-
schutzverordnung Qualitätsmaßstäbe für die Ge-
schäftsabwicklung postalischer Dienstleistungen vor-
gegeben. Diese Vorgaben entsprechen dem Be-
schluß des Deutschen Bundestages vom 8. Mai 1981. 
Sie enthalten keine Festlegung auf eine bestimmte 
Zahl ortsfester Postfilialen. Der Deutschen Post AG 
obliegt die Umsetzung der Vorgaben und die Ausge-
staltung des betrieblichen Filialkonzeptes, aus dem 
sich die Zahl der Filialstellen ergibt. 

Die Deutsche Post AG hat zugesagt, noch in die-
sem Jahr ein neues Filialkonzept vorzulegen. Sie hat 
bereits am 8. Oktober 1996 dem Bundesministerium 
für Post und Telekommunikation mitgeteilt, daß bis  

zum Ende des Jahrzehnts mindestens 12 000 statio-
näre Vertriebspunkte erhalten werden. Es wird im 
einzelnen zu prüfen sein, ob damit der Gewährlei-
stungsauftrag nach A rt . 87 f des Grundgesetzes ein-
gehalten wird. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage möchte ich ausfüh-
ren: Der Bundesminister für Post und Telekommuni-
kation hat 1993 im Rahmen der Postfilialnetzanpas-
sung eine mindestens fünfstellige Zahl von posteige-
nen Filialen als erforderlich bezeichnet. Der Grund 
für diese Vorgabe war, zunächst die Ergebnisse des 
Betriebsversuchs „Postagenturen", die Akzeptanz in 
der Öffentlichkeit sowie die sozialverträgliche Absi-
cherung der Umwandlungen abzuwarten. Das Agen-
turmodell hat sich insbesondere wegen der längeren 
Öffnungszeiten bewäh rt  und ist von den Kunden 
weitestgehend angenommen worden. Die Umwand-
lungsmaßnahmen sind tarifvertraglich abgesichert. 
Ein Festhalten an der fünfstelligen Zahl posteigener 
Filialen ist daher nicht mehr angebracht. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, 
Herr Kollege Bury? - Bitte. 

Hans Mart in Bu ry  (SPD): Herr Staatssekretär, wie 
viele der von Ihnen genannten 12 000 stationären 
Vertriebspunkte sollen nach Auffassung der Bundes-
regierung posteigene Filialen sein, und in welchem 
Umfang denken Sie an die Einrichtung von Agentu-
ren? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Die Deut-
sche Post AG hat nicht mitgeteilt, in welchem Ver-
hältnis sich diese Gesamtzahl von 12 000 Filialstellen 
in eigen- und fremdbetriebene Filialstellen aufteilt. 
Im Vordergrund des öffentlichen Interesses steht die 
Versorgung der Bevölkerung mit ausreichenden und 
angemessenen Postdienstleistungen. Die Antwort 
auf die Frage, in welcher Bet riebsform dies stattfin-
det, ergibt sich zum Teil aus den Rahmenbedingun-
gen der Post-Kundenschutzverordnung und anderen 
Regelungen, zum Beispiel den tarifvertraglichen und 
beamtenrechtlichen Regelungen. 
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Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Weitere Zusatz-
frage? 

Hans Martin Bury  (SPD): Herr Staatssekretär, wel-
ches Rückgrat des Postfilialnetzes, so möchte ich das 
einmal nennen, halten Sie für notwendig, um die 
Qualität der Postdienstleistungen zu sichern und um 
die Chance des Gewinnens weiterer Kooperations-
partner mit qualifizierten Produkten überhaupt reali-
sieren zu können? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Herr Kol-
lege Bury, ich muß noch einmal darauf hinweisen: 
Eine noch verfassungsgemäße Mindestzahl an ortsfe-
sten Filialen läßt sich natürlich aus den Qualitäts-
maßstäben, der Siedlungsgeographie und dem Kun-
denverhalten ermitteln. Die Zahl ist mir nicht be-
kannt. Ich möchte unterstreichen: Entscheidend ist 
die flächendeckende, ausreichende und angemes-
sene Versorgung der Bevölkerung mit postalischen 
Dienstleistungen. Die Deutsche Post AG ist über-
zeugt davon, daß sie mit ihren 12 000 Filialstellen im 
Jahr 2000 die Qualitätsmaßstäbe, die ihr heute ge-
setzt sind, sogar noch deutlich übertrifft. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, 
Herr Kollege Barthel. 

Klaus Barthel (SPD): Herr Staatssekretär, was 
möchte die Bundesregierung unternehmen, um ein 
flächendeckendes Angebot an Postfilialen, -agentu-
ren oder was auch immer langfristig zu sichern, 
wenn die Post AG dabei mit Dritten, also zum Bei-
spiel mit Franchisenehmern oder Agenturnehmern 
kooperiert, die ihrerseits aber nicht dem Infrastruk-
turauftrag unterliegen? Möchte die Bundesregierung 
in diesem Zusammenhang etwa in die Vertragsfrei-
heit eingreifen, um dieses Netz langfristig und dauer-
haft zu sichern, wenn es die Post AG selbst nicht 
mehr unterhält? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Herr Kol-
lege Barthel, aus den Vorgaben der Post-Kunden-
schutzverordnung und des Bundestagsbeschlusses 
von 1981 folgen die Qualitätsmaßstäbe, die auf 
Dauer Berücksichtigung finden müssen und die auch 
dazu führen, daß eine sehr große Zahl von ortsfesten 
Filialstellen aufrechterhalten werden muß. Wenn Ih-
nen diese Qualitätsmaßstäbe als Grundlage für die 
Sicherstellung des Infrastrukturauftrages nicht mehr 
ausreichend erscheinen, können wir dies im Rahmen 
der Beratungen des Postgesetzes diskutieren. Hier ist 
der Ansatzpunkt, um Änderungen im Markt zu er-
zwingen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, 
Herr Kollege Börnsen. 

Arne Börnsen (Ritterhude) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, in Ihrer Antwort auf die letzte Frage des Kolle-
gen Bury haben Sie gesagt, daß Sie die Zahl der orts

-

festen Postfilialen, die sich aus den Vorgaben der 
Kundenschutzverordnung ergibt, im Augenblick 
nicht nennen können, soweit man diese überhaupt 
beziffern kann. Daß es hier eine Bandbreite gibt, ist 
klar. Wäre es Ihnen möglich, uns die Zahl schriftlich 
nachzureichen, damit wir eine Basis für die weitere 
Diskussion haben? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Nach mei-
ner Kenntnis hat die Deutsche Post AG entspre-
chende Untersuchungen durchgeführt. Sie hat ihre 
Zahlen nicht veröffentlicht. Ich bin nicht autorisiert, 
Zahlen, die ich vom Hörensagen kenne, offiziell wei-
terzureichen. Ich bitte Sie, sich an die Deutsche Post 
AG zu wenden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage der 
Kollegin Kurzhals. 

Christine Kurzhals (SPD): Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen bekannt, wie sich die Schließungen im Osten 
auf die arbeitsmarktpolitische Situation auswirken 
und wie weit die Auswirkungen do rt  insgesamt ge-
hen werden? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Frau Kol-
legin Kurzhals, wir alle sind uns darüber im klaren, 
welche Konsequenzen die Ausdünnung des Postfi-
lialnetzes auf der einen Seite für die Standorte der 
ortsfesten Fi lialen hat. Auf der anderen Seite haben 
wir aber zusätzliche Arbeitsplätze im Bereich des mo-
bilen Postservices. Wenn Sie die Zahlen vergleichen, 
steht im Saldo - hier gebe ich Ihnen recht - eine ge-
ringere Zahl von Arbeitsplätzen. Dies kann gerade in 
den neuen Bundesländern außerordentlich schmerz-
lich sein. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe die 
Frage 27 des Kollegen Bury auf: 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ergriffen, um 
die Forderung des Regulierungsrates, daß bis zur Entscheidung 
über ein Filialkonzept keine ersatzlosen Schließungen von Post-
filialen stattfinden dürfen, umzusetzen? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Herr Kol-
lege Bury, der Bundesminister für Post und Telekom-
munikation hat den Beschluß des Regulierungsrates 
vom 9. September 1996 der Deutschen Post AG for-
mell zugeleitet. 

(Hans Martin Bury [SPD]: War das eine Ant-
wort? - Weiterer Zuruf von der SPD: Das 

war etwas kurz!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Hans Martin Bury  (SPD): Herr Staatssekretär, wenn 
ich Ihre Nicht-Antwort betrachte, muß ich fragen: 
Hat denn die Bundesregierung auf Grund der gelten-
den Rechtslage und der Rechtslage, die sich aus dem 
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Entwurf des Postgesetzes Ihres Hauses ergibt, über-
haupt ein ausreichendes Instrumenta rium zur Hand, 
um den Infrastrukturauftrag des Bundes im Bereich 
der flächendeckenden Versorgung, bezogen auf die 
Filialen, durchzusetzen? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Ich 
möchte zunächst eine allgemeine Bemerkung ma-
chen: Das Gesetz für die Regulierung der Telekom-
munikation und des Postwesens von 1994, das wir 
gemeinsam hier im Deutschen Bundestag verab-
schiedet haben, läßt den Erlaß von Verwaltungsak-
ten und die Einleitung von Verwaltungszwangsver-
fahren zu. Die Bundesregierung geht jedoch davon 
aus, daß die Deutsche Post AG die Vereinbarung 
über die Veränderungssperre einhält und den Be-
schluß des Regulierungsrates vom 9. September 1996 
über die ersatzlose Schließung von Poststellen re-
spektiert. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Weitere Zusatz-
frage. 

Hans Martin Bury  (SPD): Herr Staatssekretär, was 
unternimmt die Bundesregierung, um sicherzustellen 
- wie vom Regulierungsrat am 9. September 1996 
ebenfalls einstimmig gefordert -, daß die Deutsche 
Post AG und die Deutsche Postbank AG noch vor 
dem Auslaufen des derzeit gültigen Kooperationsver-
trages einen neuen Kooperationsvertrag abschließen 
und umgehend ein Postfilialkonzept vorlegen, das 
uns von Ihnen auf unsere Große Anfrage bereits zur 
Mitte des Jahres 1996 angekündigt wurde? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Wie Sie 
wissen, hat der Bundesminister für Post und Tele-
kommunikation die Bundesanstalt für Post und Tele-
kommunikation beauftragt, entsprechend der Geset-
zeslage die Verhandlungen zwischen den Vertrags-
parteien - nämlich der Deutschen Post AG und der 
Deutschen Postbank AG - durch Beratung zu mode-
rieren. 

Seit Juni 1995 finden in mehreren Arbeitsgruppen 
intensive Beratungen statt. Die Bundesanstalt für 
Post und Telekommunikation hat im August dieses 
Jahres Eckpunkte zu einem Kooperationsvertrag 
zwischen Post und Postbank vorgelegt. Im Augen-
blick finden dazu Nachverhandlungen statt, die bis 
Ende dieses Monats abgeschlossen sein sollen. Soll-
ten diese Nachverhandlungen ohne Erfolg bleiben, 
so wird die Bundesanstalt für Post- und Telekommu-
nikation am 4. November dieses Jahres einen unter-
schriftsreifen Vertragsentwurf vorlegen. Die Aufgabe 
der Moderation und der Koordinierung durch Bera-
tung steht - so ist die Gesetzeslage - der Bundesan-
stalt zu und kann nicht auf die Bundesregierung 
übertragen werden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, 
Herr Kollege Barthel. 

Klaus Barthel (SPD): Herr Staatssekretär, Sie ha-
ben mehrfach auf die Post-Kundenschutzverordnung 
Bezug genommen. Sie wissen, daß die jetzt gültige 
Fassung nur noch bis zum 31. Dezember 1997 Be-
stand hat. 

Ich frage Sie: Plant die Bundesregierung ihrerseits, 
die Post-Kundenschutzverordnung in ihrer jetzigen 
Form zu verändern, und ist die Bundesregierung be-
reit, durch geeignete Maßnahmen die Einhaltung der 
Post-Kundenschutzverordnung zu erzwingen, wenn 
schon jetzt ständig gegen sie verstoßen wird? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Herr Kol-
lege Barthel, zunächst darf ich Sie darauf hinweisen, 
daß im Augenblick Zusammenhänge zwischen der 
Beratung des Postgesetzentwurfs und den Beratun-
gen auf europäischer Ebene über eine Richtlinie zur 
Liberalisierung des Postdienstes bestehen. 

Ich darf Sie weiter darauf hinweisen, daß die Post-
Kundenschutzverordnung eine sehr junge Verord-
nung ist, die im übrigen - ich unterstreiche das noch 
einmal - in ihren Vorgaben mit den Kriterien iden-
tisch ist, die der Deutsche Bundestag 1981 einstim-
mig beschlossen hat. Insofern sieht der Bundesmini-
ster für Post und Telekommunikation jetzt keine Ver-
anlassung, diese Post-Kundenschutzverordnung 
schon wieder zu novellieren. Ich habe aber angedeu-
tet: Wenn das Parlament einen Bedarf sieht, dann 
können wir im Zusammenhang mit der Verabschie-
dung des Postgesetzes darüber beraten. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe die 
Frage 28 der Kollegin Ch ristine Kurzhals auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß ein Kooperati-
onsvertrag zwischen der Deutschen Post AG und der Deutschen 
Postbank AG über die gemeinsame Nutzung der Schalter eine 
entscheidende Voraussetzung für den Erhalt von Postfilialen ist, 
und welche inhaltlichen Vorstellungen hat die Bundesregierung 
im Hinblick auf die festzulegende Kooperation beider Unterneh-
men? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Herr Präsi-
dent, bitte gestatten Sie - wenn Frau Kurzhals damit 
einverstanden ist -, daß ich die beiden Fragen der 
Kollegin wegen des Sachinhalts zusammenfassend 
beantworte. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Gestatten Sie 
das? 

Christine Kurzhals (SPD): Ja. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Dann rufe ich 
zusätzlich die Frage 29 der Kollegin Kurzhals auf: 

Welche Einigungsvorschläge hat die Bundesanstalt für Post 
und Telekommunikation für einen Kooperationsvertrag zwi-
schen der Deutschen Post AG und der Deutschen Postbank AG 
unterbreitet, und wie beurteilt die Bundesregierung diese Eini-
gungsvorschläge? 

Bitte sehr. 
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Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Vielen 
Dank. 

Frau Kollegin Kurzhals, die Bundesregierung teilt 
die Auffassung, daß die Kooperation zwischen den 
beiden Unternehmen in einem engen Zusammen-
hang mit der Struktur des Filialnetzes der Deutschen 
Post AG steht. Der Deutsche Bundestag hat in sei-
nem Beschluß vom 29. Juni 1994 die Unternehmen 
aufgefordert, durch vertragliche Regelungen sicher-
zustellen, daß der Vertriebsverbund in dem für eine 
flächendeckende Versorgung erforderlichen Umfang 
aufrechterhalten wird. Aus Sicht der Bundesregie-
rung sollte der Kooperationsvertrag diesem Auftrag 
des Gesetzgebers an die Unternehmen gerecht wer-
den; gleichzeitig muß der Kooperationsvertrag aber 
auch die berechtigten Belange beider Aktiengesell-
schaften berücksichtigen und einen fairen Interes-
senausgleich darstellen. 

Im Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgaben hat die 
Bundesanstalt für Post und Telekommunikation die 
Verhandlungen moderiert und Ende August einen 
vermittelnden Vorschlag mit Eckpunkten für einen 
möglichen Kooperationsvertrag vorgelegt. Bezüglich 
dieser Eckpunkte, insbesondere hinsichtlich der 
Höhe der von der Postbank zu zahlenden Schalterab-
geltungen, besteht jedoch noch Nachverhandlungs-
bedarf zwischen den Unternehmen. Während dieser 
Nachverhandlungsphase ist es nicht angezeigt, daß 
die Bundesregierung Bewe rtungen zu einzelnen 
Vorschlägen der Bundesanstalt für Post und Tele-
kommunikation oder zu strittigen Punkten vornimmt. 

Die Deutsche Post AG und die Deutsche Postbank 
AG sind aufgefordert, die noch bestehenden Diffe-
renzen bis zum 31. Oktober 1996 auszuräumen. 
Sollte es bis zu diesem Termin nicht zu einer Eini-
gung kommen, wird die Bundesanstalt für Post und 
Telekommunikation bis zum 4. November 1996 einen 
Vertragsentwurf vorlegen. 

In diesem Zusammenhang wird auch zu berück-
sichtigen sein, daß sich die Deutsche Postbank AG, 
die nicht unmittelbare Adressatin des verfassungs-
rechtlichen Infrastrukturauftrages ist, in dem ha rt 

 umkämpften Bankenmarkt behaupten muß und inso-
fern nicht über Gebühr mit den Kosten des Filialnet-
zes belastet werden darf. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatzfrage 
des Kollegen Börnsen. 

Arne Börnsen (Ritterbude) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, Sie haben soeben ausgeführt, daß die Vor-
stände der Unternehmen aufgefordert worden sind, 
bis zum 31. Oktober 1996 Vorschläge zu machen. Hat 
die Bundesregierung die Vorstände auch aufgefor-
dert, die Diskussion von Vorschlägen möglichst nicht 
weiter in der Öffentlichkeit zu führen, und haben Sie 
so wie ich den Eindruck, daß dieser öffentliche Streit 
manchmal etwas übertrieben wurde? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Ich habe 

für Ihre Frage, Herr Kollege Börnsen, großes Ver-
ständnis. Sie haben aber sicher Nachsicht, daß ich 
Ihre Bemerkung jetzt hier nicht bewe rten möchte. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatzfrage 
des Kollegen Bury. 

Hans Martin Bu ry  (SPD): Herr Staatssekretär, wird 
die Bundesregierung mit Blick auf das Auslaufen des 
derzeit gültigen Kooperationsvertrages im November 
nicht nur die Rolle des Moderators einnehmen, son-
dern gegebenenfalls auch aus der Funktion des Ei-
gentümers der beteiligten Unternehmen dafür sor-
gen, daß es zu einem Abschluß des neuen Koopera-
tionsvertrages rechtzeitig vor Auslaufen des be-
stehenden kommt? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Ja. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatzfrage 
des Kollegen Barthel. 

Klaus Barthel (SPD): Herr Staatssekretär, in den 
Medien wurde von einem Einigungsvorschlag der 
Bundesanstalt berichtet. War dieser Vorschlag der 
Bundesanstalt mit der Bundesregierung abgestimmt, 
und welche Haltung nimmt die Bundesregierung 
dazu ein? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Herr Kol-
lege Barthel, ich bitte um Verständnis, aber es macht 
wirklich keinen Sinn, hier und heute zu inhaltlichen 
Vorstellungen im einzelnen bewe rtende Kommen-
tare abzugeben. Die Bundesanstalt hat ihren gesetz-
lichen Auftrag. Sie handelt natürlich in Abstimmung 
mit dem Bundesministerium für Post und Telekom-
munikation, aber eigenständig. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe jetzt die 
Frage 30 des Kollegen Horst Kubatschka auf: 

Trifft es zu, daß die Höhe des Nutzungsentgeltes für den 
Schalterdienst einer der Hauptstreitpunkte zwischen der Deut-
schen Post AG und der Deutschen Postbank AG ist, und um wel-
che Beträge geht es dabei? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Herr Kol-
lege Kubatschka, es trifft zu, daß eine der noch ver-
bliebenen Differenzen in den Kooperationsverhand-
lungen zwischen der Deutschen Post AG und der 
Deutschen Postbank AG die Höhe der von der Post-
bank an die Post zu zahlenden Abgeltung für die 
Nutzung des Schalternetzes ist. In den derzeitigen 
Verhandlungen werden unterschiedliche finanzielle 
Vorstellungen zu überbrücken sein, die sich im unte-
ren dreistelligen Millionenbereich bewegen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 
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Horst Kubatschka (SPD): Herr Staatssekretär, wel-
cher Zusammenhang besteht zwischen dem Nut-
zungsentgelt und der Schließung von Postfilialen? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Die Post-
bank trägt ungefähr ein Drittel zur Menge der Trans-
aktionen an den Schaltern bei. Dieser Anteil ist ziem-
lich stabil - mit leicht steigender Tendenz. 

Insgesamt besteht im Filialnetz der Deutschen Post 
AG, insbesondere in den kleinen Filialstellen, eine 
drastische Kostenunterdeckung, die unabhängig von 
marginalen Änderungen in den Transaktionsmengen 
der Postbank AG ist. Der Druck, Schließungen vorzu-
nehmen, rührt daher, daß der Schalterverkehr in den 
Filialstellen einen sehr starken Rückgang erfahren 
hat und daß dort  enorme Überkapazitäten entstan-
den sind, die nicht durch Kundennachfrage genutzt 
werden. Was diese Filialstellen erhält, sind unsere 
Qualitätsmaßstäbe, die Kriterien für die Erfüllung 
des Infrastrukturauftrags. 

Dieser Zusammenhang besteht in der Tat, Herr 
Kubatschka. Das macht das große Problem deutlich, 
vor dem wir im Augenblick in den Vertragsverhand-
lungen zwischen der Deutschen Post AG mit ihrem 
Infrastrukturauftrag und der Deutschen Postbank 
AG, die diesen Infrastrukturauftrag nicht hat, stehen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Weitere Zusatz-
frage. 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Staatssekretär, kann 
sich nicht manchmal bei Postkunden der Eindruck 
einstellen, daß dieser Kostenunterdeckung, von der 
Sie sprechen, künstlich nachgeholfen wird, indem 
die Filialen zu - für die Kunden, nicht für die Post - 
günstigen Zeiten zumachen? Ich habe das Beispiel 
der Poststelle Ihrlerstein in meinem Wahlkreis. Die 
Kunden sagen: Es wird zu einer Zeit geöffnet, wo 
kein Bedarf da ist, wo also keine Nachfrage ist. - Ich 
habe den Verdacht, die Kostenunterdeckung bei den 
kleinen Stellen wird bewußt herbeigeführt, um ein 
Argument zum Schließen zu haben. 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Dieser Un-
terstellung, Herr Kollege Kubatschka, möchte ich 
nicht zustimmen. Aber weil kleine Poststellen wegen 
der zurückgehenden Nachfrage ihre Öffnungszeiten 
reduzieren müssen, ist es eben naheliegend, auf an-
dere Vertriebswege auszuweichen. Hier bietet sich 
die Postagentur an, die bei der Bevölkerung sehr gut 
ankommt, weil die Öffnungszeiten stimmen und die 
Kunden eine Grundversorgung mit postalischen 
Dienstleistungen zu den üblichen Verkaufszeiten er-
halten können. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, 
Herr Kollege Börnsen. 

Arne Börnsen (Ritterhude) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, Sie wiesen in Ihrer Antwort auf den Druck 

hin, der sich für die Deutsche Post AG durch den 
Rückgang der Nachfrage in den Pöstämtern und 
Poststellen und die sich daraus ergebende Konse-
quenz der Schließung von Poststellen ergibt. 

Bei den bisherigen, gescheiterten Kooperationsver-
handlungen zwischen Postbank und Post hat die Post 
darauf hingewiesen, daß ein sehr großer Anteil von 
Poststellen in seiner Existenz gefährdet sei, wenn 
den Vorstellungen der Postbank hinsichtlich der Dif-
ferenzzahlung zu Lasten der Post nachgekommen 
wird. 

Ist nicht eine Gefährdung der Poststellen eher 
darin zu sehen, daß ein Kooperationsvertrag noch 
nicht abgeschlossen ist, als in der Aussage der Post, 
die nach meiner Ansicht erheblich überzogen ist? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Ja. Das 
Problem besteht da rin, daß wir einen Interessenaus-
gleich zwischen sehr unterschiedlichen Positionen 
finden müssen. 

Die Deutsche Post AG hat den Infrastrukturauftrag 
zu erfüllen. Die Deutsche Postbank AG, die geltend 
macht, daß sie marktunüblich hohe Abgeltungszah-
lungen für die Nutzung des Vertriebsnetzes der 
Deutschen Post AG leisten muß und in einem ha rten 
Wettbewerb steht, hat eine ganz andere Position. 
Hier einen vernünftigen Ausgleich zu finden, das ist 
die Kunst. Es ist eigentlich nicht überraschend, daß 
die Verhandlungen so zäh und langwierig sind. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Sie haben eine 
Zusatzfrage? - Bitte, Herr Kollege Ba rthel. 

Klaus Barthel (SPD): Herr Staatssekretär, jetzt ist 
immer die Rede von Rationalisierung und Kostenein-
sparung. Teilt die Bundesregierung denn nicht die 
Auffassung, daß es ein wichtiges unternehmenspoli-
tisches Ziel von Postbank und Post AG sein muß, das 
Filialnetz besser auszulasten, anstatt es ständig wei-
ter auszudünnen und sich damit selbst sozusagen 
das Geschäft und den Umsatz abzugraben? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Grund-
sätzlich ja, Herr Kollege Ba rthel. Sie kommen aber 
nicht an dem wesentlich veränderten Kundenverhal-
ten vorbei, das zum Rückgang des Schalterverkehrs 
geführt hat. Im Postbankbereich ist dies durch die 
Nutzung bargeldlosen Zahlungsverkehrs und durch 
die Nutzung von Automaten geschehen. Aber auch 
bei der Deutschen Post AG gab es einen starken 
Rückgang im Frachtbereich, bei den Telefonvermitt-
lungen etc. 

Nun stellt sich die Frage: Kann man das dadurch 
ausgleichen, daß man weitere Produkte der Post-
bank, aber auch der Post an den Schalter bringt? Ex-
akt daran arbeitet man schon seit über zehn Jahren. 
Die Post hat Mitte der 80er Jahre damit begonnen, 
andere, postfremde Waren und Dienstleistungen an 
die Schalter zu bringen. Die Postbank ist auf der Su-
che nach Partnern, mit denen zusammen sie neue, 
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andere Produkte in das Vertriebsnetz bringen kann. 
Dies wird getan, weil jedes Zusatzgeschäft einen Bei-
trag für die Aufrechterhaltung dieser teuren Infra-
struktur leistet. 

Es wird aber wohl kein Weg daran vorbeiführen, 
eine weitere Anpassung an das Kundenverhalten 
vorzunehmen, wobei es die Aufgabe des Bundesmi-
nisters für Post und Telekommunikation ist, sicherzu-
stellen, daß dem Bürger flächendeckend, ausrei-
chend und angemessen Postdienstleistungen ange-
boten werden. 

Dafür müssen dann auch die Mittel aufgebracht 
werden - etwa aus dem reservierten Dienstleistungs-
bereich -, damit diese Infrastruktur erhalten bleibt. 
Das Bestreben von allen Beteiligten ist es, dieses 
Netz möglichst wirtschaftlich anzubieten und zu un-
terhalten. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe die 
Frage 31 des Kollegen Horst Kubatschka auf: 

Hält die Bundesregierung das von der Bundesanstalt für Post 
und Telekommunikation vorgeschlagene Nutzungsentgelt, das 
die Deutsche Postbank AG an die Deutsche Post AG entrichten 
soll, im Hinblick auf eine flächendeckende Sicherung von Post-
filialen für angemessen und ausreichend? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Die Bun-
desregierung ist der Auffassung, daß sich der Vor-
schlag der Bundesanstalt für Post und Telekommuni-
kation in einer Größenordnung bewegt, die den be-
rechtigten Interessen beider Unternehmen ausrei-
chend Rechnung trägt und die nach den noch erfor-
derlichen Nachverhandlungen und nach den gege-
benenfalls anzubringenden Korrekturen die Basis für 
eine Nutzungsvergütung und damit für einen Koope-
rationsvertrag bietet, der dazu beiträgt, daß die Deut-
sche Post AG ein angemessenes flächendeckendes 
Filialnetz unterhalten kann. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage? 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
haben ja die entscheidende Frage, nämlich das flä-
chendeckende Filialnetz, angesprochen. Halten Sie 
es für positiv, wenn die Deutsche Post AG in der Lo-
kalpresse permanent in negative Schlagzeilen gerät? 
So heißt es zum Beispiel in der Mittelbayerischen 
Zeitung in bezug auf die Poststelle in Ihrlerstein: 
Sind die Tage der Poststelle gezählt? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Ich be-
daure solche Meldungen genauso wie Sie. Ich 
möchte aber darauf hinweisen, daß das Netz der 
Deutschen Post AG - anders verhält es sich bei dem 
Netz für die Telekommunikation, das ein technisches 
Netz ist - täglich durch viele Menschen sozusagen 
neu geknüpft und gestaltet werden muß und daß 
dazu auch der sogenannte mobile Postservice gehört, 
sprich: die Landzusteller mit Annahmebefugnis, die 

ja in großer Zahl die Postversorgung auch auf dem 
Lande sicherstellen. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Die sind hervorra-
gend!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage? 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Staatssekretär, wür-
den Sie Bankgeschäfte tätigen - es geht hier um 
Bankgeschäfte - zwischen Wurstsemmeln - nichts 
gegen Metzgereien und Wurstsemmeln -, Brezn - so 
heißt das bei uns - und frischen Semmeln? Meinen 
Sie, daß das für eine Bank das richtige Outfit ist? 

(Ulrich 	Heinrich 	[F.D.P.]: 	Da 	wird 
geschmiert! - Heiterkeit) 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Die Deut-
sche Postbank AG stellt gegenwärtig Felduntersu-
chungen über das Bankgeschäft in Postagenturen 
an, also do rt , wo auch Semmeln, Wurstwaren und an-
deres angeboten werden. Die Ergebnisse liegen noch 
nicht vor, aber es gibt Hinweise darauf, daß sich das 
Kundenverhalten im Vergleich zu dem bei posteige-
nen Stellen praktisch nicht ändert. Es handelt sich 
hier ganz überwiegend um sogenannte schnelle Zah-
lungsverkehre, also um Ein- und Auszahlungen. Es 
ist durchaus möglich, sie in Postagenturen zu tätigen. 
Das wird vom Kunden so auch angenommen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich bitte doch 
bei den weiteren Fragen zu beachten, daß die mei-
sten der anwesenden Kolleginnen und Kollegen 
keine Gelegenheit hatten, etwas zu Mittag zu essen. 

(Arne Börnsen [Ritterhude] [SPD]: Zu einer 
Postagentur gehen!)  

Jetzt eine weitere Zusatzfrage vom Kollegen Bar-
thel. 

Klaus Barthel (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
möchte noch einmal zu der Ausgangsfrage zurück-
kehren. Ich halte es, gelinde gesagt, für etwas unbe-
friedigend, wenn wir hier im Parlament weniger Fak-
ten erfahren als das, was die Spatzen draußen von 
den Dächern pfeifen und was schon längst x-mal in 
der Presse veröffentlicht worden ist. Ich meine das 
zum Beispiel in bezug auf die Zahlen. 

Deswegen will ich noch einmal ganz konkret nach-
fragen: Welche qualitativen und quantitativen Aus-
wirkungen hätte die Verwirklichung des Einigungs-
vorschlags der Bundesanstalt für Post und Telekom-
munikation für einen Kooperationsvertrag zwischen 
Postbank und Post nach Auffassung der Bundesre-
gierung auf das Filialnetz und die Beschäftigtenzah-
len? Sie haben sich vorhin nicht dazu geäußert, wie 
Sie die Zahlen der Deutschen Post AG, die da im 
Raum stehen, beurteilen. Ich möchte Sie einmal bit-
ten, das zu beantworten, damit wir weiterkommen. 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Herr Kol- 
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lege Barthel, Sie haben ja eine entsprechende Frage 
gestellt, zu deren Beantwortung ich gleich komme. 
Ganz allgemein kann ich sagen: Natürlich gibt es 
sehr viele Zahlen, die von entsprechend interessier-
ter Seite in die Öffentlichkeit gebracht worden sind, 
aus denen aber ersichtlich ist, daß es nach wie vor 
riesige Differenzen gibt. 

Ich bitte Sie wirklich um Verständnis: Es macht we-
nig Sinn, hier und heute gewisse Vorabbewertungen 
zu geben und Festlegungen zu machen. Auf die Art 

 und Weise würden die Verhandlungen in der Bun-
desanstalt für Post und Telekommunikation er-
schwert. Ich werde dazu - bitte üben Sie Nachsicht - 
keine Kommentare abgeben. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Dann rufe ich 
jetzt die Frage 32 des Kollegen Eike Hovermann auf: 

Hält die Bundesregierung die mit dem Einigungsvorschlag 
der Bundesanstalt für Post und Telekommunikation für einen 
Kooperationsvertrag zwischen der Deutschen Post AG und der 
Deutschen Postbank AG verbundenen Rationalisierungsvorga-
ben für die Deutsche Post AG im Schalterbereich für realistisch? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Herr Kol-
lege Hovermann, die Bundesanstalt für Post und Te-
lekommunikation geht in ihrem Ende August vorge-
legten Vorschlag mit Eckpunkten für einen Koopera-
tionsvertrag von einer prozentual bezifferten jährli-
chen Rationalisierungsvorgabe für die Deutsche Post 
AG aus. Eine jährliche Rationalisierungsvorgabe ist 
von allen Verhandlungspartnern als zulässiges Ge-
staltungsmerkmal für die Preisbildung im Rahmen 
des Kooperationsvertrags akzeptiert worden. 

Ob die von der Bundesanstalt für Post und Tele-
kommunikation vorgeschlagene Rationalisierungs-
vorgabe in Höhe von acht vom Hundert pro Jahr Ge-
genstand des endgültigen Kooperationsvertrags sein 
wird, ist in den derzeitigen Nachverhandlungen zwi-
schen der Deutschen Post AG und der Deutschen 
Postbank AG noch zu klären, die, wie ich bereits aus-
führte, bis Ende Oktober 1996 angesetzt sind. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, 
Herr Kollege Hovermann? 

Eike Hovermann (SPD): Herr Staatssekretär, wel-
che Auswirkungen hätte der mögliche Stellenabbau 
auf die Pensionsverpflichtungen und auf eines der 
Hauptziele, die sogenannte Optimierung des Ver-
kaufserlöses, wenn Sie unterstellen, daß die Mei-
nung der Post AG richtig ist, nach der es zu einem 
Abbau von 23 000 Stellen kommt? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Diese 
Feststellung der Deutschen Post AG halte ich für 
überhaupt nicht plausibel. Es ist schwer vorstellbar, 
daß wegen eines Differenzbetrags im unteren drei-
stelligen Millionenbereich im Hinblick auf die Ge-
samtkosten des Filialnetzes von rund 5 Milliarden 
DM in der Konsequenz über 10 000 Filialstellen ge-
schlossen und über 20 000 Mitarbeiter freigesetzt 

werden müssen. Das halte ich für überhaupt nicht 
nachvollziehbar. Deshalb erübrigt sich eine ins ein-
zelne gehende Antwort auf Ihre Frage. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Weitere Zusatz-
frage, Herr Kollege Hovermann? - Nein. 

Eine Zusatzfrage, Herr Kollege Kubatschka. 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Staatssekretär, wel-
che Zahl ist nach Ihrer Meinung nachvollziehbar? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Hier ist 
eine Zahl in den Raum gestellt worden, die mir über-
haupt nicht plausibel erscheint. Ich kenne keine an-
dere Zahl außer die der Deutschen Post AG, die mir 
gestern mitgeteilt wurde. Die Deutsche Post AG will 
ein Filialnetz mit mindestens 12 000 ortsfesten Postfi-
lialen gestalten. Das würde gegenüber dem heutigen 
Ist einen Abbau von über 4 000 Poststellen bedeuten. 
Mit Sicherheit folgte daraus aber kein Personalstellen-
abbau in der Größenordnung, von der wir gerade ge-
hört haben. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, 
Herr Kollege Müller. 

Elmar Müller (Kirchheim) (CDU/CSU): Herr Staats-
sekretär, nachdem der Präsident der Bundesanstalt 
nicht in der Lage war, seinem Vermittlungsauftrag 
nachzukommen, das heißt, nachdem er mit seinen 
Verhandlungen gescheitert ist, ruhen alle Erwartun-
gen in bezug auf künftige Verhandlungen und das 
Ergebnis zu Recht auf dem Postminister. Ich hoffe, 
daß es ihm gelingt. 

Zu den Zahlen der Postfilialen, die gerade zur De-
batte standen: Könnten wir uns im Rahmen der Ge-
setzgebung über das Postgesetz bei den Außenstel-
len nicht durchaus auch an der Bevölkerungsdichte 
orientieren, wie das im europäischen Ausland derzeit 
durchaus kundenfreundlich praktiziert wird? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Herr Kol-
lege Müller, ich greife diese Anregung gerne auf. 
Man kann in der Tat diskutieren, ob wir die Quali-
tätskriterien hinsichtlich der Flächendeckung aus 
dem Bundestagsbeschluß von 1981 so richtig über-
nommen haben, ob man nicht zwischen dem ländli-
chen Raum und den Verdichtungsgebieten differen-
zieren muß, auch was den zumutbaren Abstand zwi-
schen Siedlungen und ortsfesten Filialen betrifft. 
Darüber können wir diskutieren, selbstverständlich. 
Ich greife das gerne auf. Vielen Dank. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Gibt es dazu 
noch Zusatzfragen? - Herr Kollege Ba rthel. 

Klaus Barthel (SPD): Herr Staatssekretär, bei den 
Rationalisierungsvorgaben geht es ja wohl darum, 
daß die Arbeitsplätze nicht wegen der berühmten 
„dreistelligen Millionensumme im unteren Bereich" 
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verlorengehen, sondern wegen der angeblich ohne-
hin akzeptierten Rationalisierungsvorgabe in Höhe 
von 8 Prozent und der befürchteten erneuten, dar-
über hinausgehenden Rationalisierung. Sie ergibt 
sich ja wohl daraus, daß die Post AG ihre Vorstellun-
gen hinsichtlich der Rationalisierung und des Schal-
terentgeltes offensichtlich nicht zu 100 Prozent wird 
durchsetzen können. So wird sie gezwungen sein - 
auch auf Grund der Tatsache, daß sie nach dem Eini-
gungsvorschlag von der Postbank weniger Geld be-
kommt -, diese Rationalisierungsvorgabe zu ver-
schärfen. Daraus ergibt sich doch die Frage, ob die 
Zahlen der Post AG nicht doch realistisch sind. 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Wir halten 
diese Zahlen überhaupt nicht für realistisch, weil die 
Vorgaben an die Qualität dieses Postfilialnetzes zu-
nächst nicht geändert werden, es sei denn - wie Kol-
lege Müller das gerade angedeutet hat -, in Richtung 
einer Netzverdichtung. 

Deshalb ist es nicht denkbar, daß wir von 
16 500 Filialstellen, die es heute gibt, mehr als 10 000 
verlieren können. Das ist nicht vorstellbar, das ist 
nicht nachvollziehbar und ist auch mit Blick auf die 
Summen, die strittig sind, nicht plausibel zu machen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Jetzt kommen 
wir zu Frage 33 des Kollegen Eike Hovermann: 

Wie bewertet die Bundesregierung die Forde rung der Bundes-
anstalt für Post und Telekommunikation, der Deutschen Post AG 
sofort eine größere Gestaltungsfreiheit im Filialnetz zu ermögli-
chen, und welchen Spielraum beabsichtigt die Bundesregierung 
der Deutschen Post AG künftig bei der Gestaltung ihres Fi lial-
netzes einzuräumen? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Herr Kol-
lege Hovermann, die Bundesanstalt für Post und Te-
lekommunikation geht davon aus, daß der Deut-
schen Post AG größere Gestaltungsspielräume im Fi-
lialnetz eingeräumt werden sollten, wenn sich die 
Deutsche Post AG im Gegenzug zu der von der Bun-
desanstalt für Post und Telekommunikation vorge-
schlagenen Rationalisierungsvorgabe von 8 vom 
Hundert pro Jahr verpflichtet. 

Wie zu Ihrer ersten Frage bereits erläutert, ist je-
doch derzeitig noch offen, ob die von der Bundesan-
stalt für Post und Telekommunikation vorgeschla-
gene Rationalisierungsvorgabe Gegenstand der Ab-
geltungsvereinbarung wird. 

Abgesehen davon billigt die Bundesregierung der 
Deutschen Post AG bereits jetzt, insbesondere vor 
dem Hintergrund des erfolgreichen Agenturmodells, 
das sich wegen der längeren Öffnungszeiten be-
währt hat und von den Kunden weitestgehend an-
genommen worden ist, größere Flexibilität bei der 
Gestaltung des Verhältnisses zwischen eigenbetrie-
benen Filialen und Agenturen zu. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Eike Hovermann (SPD): Herr Staatssekretär, wel-
che Einflußmöglichkeiten seitens der Bundesregie-
rung sehen Sie, wenn Agenturen schließen und auch 
die Briefzusteller mit erweiterter Annahmebefugnis, 
die den Radius von zwei Kilometern mit abdecken 
sollen, das zugesicherte Maß der Versorgung nicht 
mehr gewährleisten können? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Sie wis-
sen, wie die Vorgaben für die Schließung einer Fi lial-
stelle aussehen. Entscheidend ist das Absinken der 
Arbeitszeit unter fünfeinhalb Wochenstunden. 
Selbstverständlich müssen diese Regelungen - das 
ist geltendes Recht - eingehalten werden, in welcher 
Weise auch immer. Wenn eine Postagentur schließt, 
die diese Bedingungen nicht erfüllt, dann muß nach 
einer Alternative gesucht werden. So geschieht das 
ja in der Tat auch. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage? 

Eike Hovermann (SPD): Nein, danke. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Barthel. 

Klaus Barthel (SPD): Herr Staatssekretär, wir wis-
sen alle, daß in der Sprache der Post AG das Wo rt 

 „Gestaltungsfreiheit im Filialnetz" die Freistellung 
von bisherigen gesetzlichen Auflagen bedeutet. So 
jedenfalls versteht das die Post AG. Wenn Sie diese 
größere Gestaltungsfreiheit bejahen, dann heißt das 
auf gut Deutsch, daß die Post-Kundenschutzverord-
nung nicht mehr gelten soll. Stimmen Sie in dieser 
Einschätzung mit mir überein? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Nein, Herr 
Kollege Barthel. Ich widerspreche Ihnen ausdrück-
lich. Selbstverständlich ist die Post-Kundenschutz-
verordnung genauso einzuhalten wie Tarifverträge 
und beamtenrechtliche Regelungen bei entsprechen-
den Umsetzungen, Umwandlungen und Anpassun-
gen des Filialnetzes. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Es gibt keine 
weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 34 des Kollegen Arne Börnsen 
auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Bundesanstalt 
für Post und Telekommunikation, daß bei Zahlung der von der 
Post geforderten Schalterentgelte der künftige Börsenwert der 
Deutschen Postbank AG und damit die entsprechenden Privati-
sierungserlöse des Bundes erheblich sinken würden, und trifft 
es zu, daß sich die Bundesregierung deshalb für möglichst nied-
rige Nutzungsentgelte der Deutschen Postbank AG einsetzt, um 
aus kurzfristigen haushaltspolitischen Motiven möglichst hohe 
Privatisierungserlöse der Deutschen Postbank AG zu erzielen? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Herr Kol-
lege Börnsen, die Bundesregierung teilt die Auffas- 
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sung der sie beratenden Investmentbank Schroders, 
London, daß die Kostenstruktur der Deutschen Post-
bank AG, die inbesondere durch die Höhe der an die 
Deutsche Postbank AG zu zahlende Nutzungsvergü-
tung bestimmt wird, deutliche Auswirkungen auf et-
waige Privatisierungserlöse beim Verkauf von Post-
bankaktien hat. 

Da die Höhe der Schaltervergütung jedoch auch 
Bedeutung für den Wert der Deutschen Post AG hat, 
ist der Bundesregierung vordringlich an einer Lö-
sung in der Frage des Nutzungsentgelts gelegen, die 
die berechtigten Interessen beider Unternehmen be-
rücksichtigt und damit auch der Entwicklung beider 
Unternehmen gerecht wird. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Arne Börnsen (Ritterhude) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, Sie haben die Differenz in der Summe ge-
nannt, die in den Vorstellungen der Postbank und 
der Post hinsichtlich des Nutzungsentgeltes einen 
sich im unteren dreiziffrigen Bereich befindenden 
Millionenbetrag ausmacht. Versucht die Bundesan-
stalt für Post und Telekommunikation, die diesen 
Auftrag dankenswerterweise weiterhin - ich schätze, 
mit Unterstützung der Bundesregierung - ausführt, 
andere Modelle zu finden, die in der Frage der Erhö-
hung oder Reduzierung des Nutzungsentgeltes nicht 
alleine von der einen oder anderen Interessenlage 
her berührt sind? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Herr Kol-
lege Börnsen, Sie wissen, daß es eine ganze Reihe 
von anderen Vorschlägen gibt, wie man diese Diffe-
renz überbrücken könnte. Es sollte eigentlich ein-
sichtig sein, daß man keine Lösung akzeptieren 
kann, die den Bundeshaushalt belastet, und daß es 
schwierig ist, durch die Übertragungen von  Eigen-
tum  zu einer Lösung zu kommen. 

Die Bundesregierung ist bereit, alle Lösungsvor-
schläge, die in die Diskussion eingebracht wurden, 
zu prüfen. Es gibt einige Lösungsvorschläge, aber 
man muß sehen, daß man den Vertrag zwischen den 
beiden Partnern so zuwege bringt, daß ihn beide Sei-
ten freiwillig unterschreiben und beide Seiten sehen, 
daß Ihre Interessen soweit wie möglich berücksich-
tigt worden sind. Es ist jetzt die Kunst der Bundesan-
stalt für Post und Telekommunikation, dies durch 
Moderation und Koordinierung zum Abschluß zu 
bringen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Weitere Zusatz-
frage. 

Arne Börnsen (Ritterhude) (SPD): Ich habe jetzt 
eine etwas einfachere Zusatzfrage; denn ich habe ge-
nauso wie Sie Verständnis dafür, daß man kompli-
ziert fragen und kompliziert antworten muß, weil die 
Verhandlungen noch laufen und wir von unserer 
Seite ein Ergebnis dieser Verhandlungen haben wol-
len, und zwar nicht zuletzt - das ist meine Frage -, 
um überhaupt einen Börsengang der Postbank zu er

-

möglichen. Denn ohne einen Kooperationsvertrag 
mit der Post wäre ein solcher Börsengang abenteuer-
lich. Stimmen Sie mir zu? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Ja. 

(Arne Börnsen [Ritterhude] [SPD]: Ich 
danke Ihnen!) 

Die Voraussetzung für ein Filialkonzept auf der Post-
seite und die Voraussetzung für andere Kooperati-
onsverträge mit neuen Pa rtnern der Postbank sowie 
für den Börsengang der Postbank ist ein fairer Ko-
operationsvertrag zwischen Post und Postbank. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, 
Herr Kollege Bury. 

Hans Martin Bury (SPD): Herr Staatssekretär, wann 
wird die Bundesregierung ein Konzept für die Priva-
tisierung der Postbank vorlegen, das Pa rtner be-
nennt, die mit eigenen Produkten die Schalterausla-
stung verbessern und damit Filialen und Arbeits-
plätze sichern helfen? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Zunächst 
muß ich wiederholen, Herr Kollege Bury, was ich ge-
rade gesagt habe. Voraussetzung dafür, daß wir neue 
Kooperationspartner für die Postbank finden, ist, daß 
zuerst ein Kooperationsvertrag mit der Deutschen 
Post AG abgeschlossen worden ist; denn dies ist na-
türlich auch die Basis für gemeinsames Tätigwerden 
im Vertriebsnetz. 

Sie wissen auch, daß schon einige potentielle Ver-
tragspartner der Postbank genannt worden sind. Ich 
bin sicher, daß der Vorstand der Deutschen Postbank 
AG nach Abschluß des Kooperationsvertrags mit der 
Post sehr schnell Vorschläge machen wird, die natür-
lich auch mit der Deutschen Post AG und mit dem 
Eigentümer abgestimmt werden müssen. In der Re-
gel geht man davon aus, daß es dabei auch um eine 
Kapitalbeteiligung geht, die die Zustimmung des bis-
herigen Eigentümers finden muß. Die Hoffnung ist, 
daß man das sehr bald zuwege bringt; denn davon 
hängt die Möglichkeit der Veräußerung von Aktien 
der Deutschen Postbank AG ab. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, 
Herr Kollege Ba rthel. 

Klaus Barthel (SPD): Herr Staatssekretär, wir stel-
len jetzt fest, daß Sie zum einen sagen, die Bundesre-
gierung ist für jeden Weg offen, um zu einer Post-
bankprivatisierung auf eine vernünftige Weise zu 
kommen, und daß Sie auf der anderen Seite zugeben 
mußten, daß die inhaltlichen Voraussetzungen für 
eine Postbankprivatisierung bis zum heutigen Zeit-
punkt nicht vorliegen, obwohl die Bundesregierung 
schon mehrfach, mit Terminsetzung, versprochen 
hat, diese Voraussetzungen zu schaffen. Ich erinnere 
daran, daß der letzte Termin, den Sie uns genannt 
haben, Mitte dieses Jahres war. 
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Gehört zu den konstruktiven Überlegungen der 
Bundesregierung auch, daß von einer Veräußerung 
der Postbankaktien mit aller Gewalt in diesem Jahr, 
bloß weil es der Bundesfinanzminister so will, wo-
möglich Abstand genommen wird? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Nein, Herr 
Kollege Barthel. Sie wissen, daß es andere Modelle 
der Veräußerung gibt, etwa über sogenannte Platz-
halterkonsortien, die es möglich machen würden, 
noch in diesem Jahr entsprechende Erlöse einzustel-
len. Welcher Weg tatsächlich gegangen wird, muß 
sich in der Tat in den nächsten Wochen entscheiden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Keine Zusatz-
frage. 

Dann rufe ich Frage 35 des Kollegen A rne Börnsen 
auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, daraus entstehende Verluste 
der Deutschen Post AG durch einen Barzuschuß des Bundes aus 
Privatisierungserlösen bei der Deutschen Postbank AG oder 
durch Kaufpreisminderungen zugunsten der Deutschen Post 
AG beim Erwerb des ihr zugedachten Aktienanteils der Deut-
schen Postbank AG auszugleichen? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Herr Kol-
lege Börnsen, die Bundesregierung ist bereit, jeden 
Lösungsansatz zu prüfen, der dazu beitragen könnte, 
die noch bestehenden Differenzen in den Kooperati-
onsverhandlungen auszugleichen. Nicht in Betracht 
kommen, wie ich bereits gesagt habe, Lösungsmo-
delle, die den Bundeshaushalt belasten. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage? - 
Keine. 

Ich rufe die Frage 36 des Kollegen Klaus Ba rthel 
auf: 

Hält die Bundesregierung es für möglich, den von der Deut-
schen Post AG bei Verwirklichung des Einigungsvorschlages 
der Bundesanstalt für Post und Telekommunikation für einen 
Kooperationsvertrag zwischen der Deutschen Post AG und der 
Deutschen Postbank AG befürchteten zusätzlichen Personalab-
bau von über 20 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sozial-
verträglich zu bewältigen? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Herr Kol-
lege Barthel, die Bundesanstalt für Post und Tele-
kommunikation hat Ende August 1996 einen vermit-
telnden Vorschlag mit Eckpunkten für einen mögli-
chen Kooperationsvertrag vorgelegt. Die von der 
Deutschen Post AG geäußerte Befürchtung, bei Um-
setzung dieses Vorschlags drohe ein Personalabbau 
von 20 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, ist 
aus Sicht der Bundesregierung nicht nachvollziehbar 
und wird von ihr nicht geteilt. 

Im übrigen geht die Bundesregierung davon aus, 
daß personalwirksame Maßnahmen im Rahmen der 
geltenden Tarifverträge und des Beamtenrechts um-
gesetzt werden. Unmittelbaren Einfluß auf Personal-
maßnahmen hat die Bundesregierung nur, soweit bei 

den Aktiengesellschaften Rechte von Beamten ver-
letzt werden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Klaus Barthel (SPD): Herr Staatssekretär, es ist 
aber doch, auch wenn man die Zahl von 20 000 Stel-
len vielleicht nicht bestätigen kann, absehbar, daß es 
bei der Post AG einen beschleunigten Personalabbau 
gibt. Welche Auswirkungen wird diese Entwicklung 
auf die Pensionsverpflichtungen der Post AG haben, 
und wie gedenkt die Bundesregierung damit umzu-
gehen? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Es trifft zu, 
daß bei solchen Umwandlungen besonders Personal 
des mittleren Dienstes betroffen ist. In diesem Be-
reich besteht ohnehin ein erheblicher Überhang. Die 
Deutsche Post AG wird deshalb alle Möglichkeiten 
des sozialverträglichen Personalabbaus in Anspruch 
nehmen müssen. 

Sie wissen, daß vor der Inanspruchnahme von Vor-
ruhestandsregelungen geprüft werden muß, ob für 
den betroffenen Beamten Verwendungsmöglichkei-
ten in anderen Verwaltungen bestehen. Das war bis-
her nur in geringem Umfang der Fall. 

Ich bestätige, daß die Deutsche Post AG bei der 
Freisetzung von Personal sehr vorsichtig vorgehen 
muß und sehr schnell an Grenzen stoßen wird, insbe-
sondere im Hinblick auf das Tarifrecht und das Be-
amtenrecht. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Weitere Zusatz-
frage? 

Klaus Ba rthel (SPD): In jedem Fall werden aber 
doch zusätzliche Kosten auf den Pensionsfonds der 
Post AG zukommen, der schon ohnehin, vorsichtig 
gesagt, sehr knapp bemessen ist. Wie will  die Bun-
desregierung dieses Problem lösen? Wi ll  sie der Post 
AG die Lasten, die daraus entstehen, aufbürden, 
oder wi ll  sie das anderweitig ausgleichen? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Es trifft zu, 
daß auf die Unterstützungskassen schon jetzt Lasten 
zukommen, mit denen man 1994 noch nicht gerech-
net hat. Es gibt Gespräche mit den Postunternehmen, 
auf welche Weise man die Unterstützungskassen 
liquide halten kann. Unbest ritten ist, daß der Bund 
für die Versorgung der ehemaligen Beamten haftet. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, 
Herr Kollege Kubatschka. 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
sagen, die Zahlen seien für Sie nicht nachvollziehbar. 
Sie liegen also nicht in Ihrem Vorstellungsvermögen. 
Welche Möglichkeiten haben Sie als Bundesregie-
rung aber, wenn zum Beispiel die Hälfte, sprich: 
10 000 Stellen, eingespart werden, um dem gegenzu- 
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steuern, oder sind Sie so überrascht, daß Sie nicht 
handeln können? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Herr Kol-
lege Kubatschka, um auf den Beginn Ihrer Frage zu-
rückzukommen: Ich erinnere mich lebhaft an früher 
geäußerte Befürchtungen aus den Reihen der Deut-
schen Post AG, als wir darangingen, einen Teilbe-
reich der Info-Post zu liberalisieren. Damals sind ähn-
liche Zahlen genannt worden. Ich kann heute fest-
stellen, daß sich diese Befürchtungen in Wohlgefal-
len aufgelöst haben. Ich bin also sehr skeptisch und 
kann diese Zahlen nicht verifizieren. 

Im übrigen besteht natürlich die Verantwortung 
der Unternehmensführung der Deutschen Post AG 
fort , im Rahmen geltenden Rechtes personalwirt-
schaftliche Maßnahmen durchzuführen. Selbstver-
ständlich kann sich die Deutsche Post AG über das 
Beamtenrecht nicht hinwegsetzen. Deshalb müssen 
die kommenden Umsetzungen sozialverträglich ge-
staltet werden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, 
Herr Kollege Müller. 

Elmar Müller (Kirchheim) (CDU/CSU): Herr Staats-
sekretär, können Sie mir bestätigen, daß wir in den 
Postüberleitungs- bzw. Errichtungsgesetzen vorgese-
hen haben, daß ab 1999 eine Deckelung der Umla-
gen der Unternehmen stattfindet, die sich meines 
Wissens auf 33 Prozent der Löhne und Gehälter der 
Beamten bezieht? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Das kann 
ich bestätigen, Herr Kollege Müller. Ich möchte aber 
hinzufügen, daß ab diesem Zeitpunkt die Last für 
den Bund deutlich ansteigt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe jetzt die 
Frage 37 des Kollegen Klaus Ba rthel auf: 

Wie stellt sich die Bundesregierung die Realisierung eines sol-
chen drastischen Abbaus von Arbeitsplätzen vor dem Hinter-
grund des hohen Beamten- und Beamtinnen-Anteils in den be-
troffenen Bereichen vor? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Herr Kol-
lege Barthel, die Bundesregierung ist, wie bereits zu 
Ihrer ersten Frage ausgeführt, der Auffassung, daß es 
nicht zu dem von Ihnen befürchteten drastischen 
Personalabbau kommen wird, so daß sich die Frage 
nach sozialverträglichen Maßnahmen, die über die 
geltenden tarifvertraglichen und beamtenrechtlichen 
Regelungen hinausgehen, nicht stellt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Klaus Barthel (SPD): Herr Staatssekretär, besteht 
denn nicht die Gefahr, daß dann, wenn im Beamten-
bereich nicht so stark Personal abgebaut werden 

kann, wie es die Post AG oder die Postbank vielleicht 
für erforderlich halten, verstärkt in dem Bereich, der 
nicht dem Beamtenrecht unterliegt, ein Personalab-
bau betrieben wird, das heißt, vor allen Dingen bei 
den Angestellten, und würde das nicht bedeuten, 
daß hier dann eine besondere Betroffenheit der 
neuen Länder vorläge? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Kollege 
Barthel, die Deutsche Post AG hat mit den bei ihr ver-
tretenen Gewerkschaften und dem Gesamtbetriebs-
rat den Tarifvertrag Nr. 445 abgeschlossen, in dem 
auch alle Regelungen über die sozialverträgliche 
Umsetzung von Personal im Falle der Ersetzung von 
eigenbetriebenen Fi lialen durch fremdbetriebene Fi-
lialen enthalten sind. Ich glaube, daß diese Regelun-
gen ausreichen, um Ihrem Anliegen zu entsprechen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Klaus Barthel (SPD): Geht denn die Bundesregie-
rung davon aus und unterstützt sie die Forderung, 
daß die Gültigkeit der Tarifverträge, von denen Sie 
gerade gesprochen haben - deren Gültigkeit ist ja 
bekanntlich befristet -, über den jetzt vorgesehenen 
Zeitpunkt hinaus verlängert wird? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Darüber 
zu befinden ist Sache der Tarifpartner. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Keine Zusatzfra-
gen. Wir haben damit die Fragen zum Geschäftsbe-
reich des Bundesministeriums für Post und Telekom-
munikation erschöpft. Ich danke dem Herrn Staatsse-
kretär. 

Ich rufe jetzt den Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit auf. Zur Beantwortung steht der Parlamen-
tarische Staatssekretär Ul rich Klinkert bereit. 

Ich rufe die Frage 1 der Kollegin Simone Probst 
auf: 

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die Ursa-
chen und die Folgen des zunächst geheimgehaltenen Störfalls in 
der Wiederaufarbeitung für Brüterbrennstoff im schottischen 
Dounreay? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Frau Kollegin Probst, der Bundesregie-
rung wurde von der britischen Überwachungsbe-
hörde mitgeteilt, daß am 28. September 1996 gegen 
17 Uhr in der Wiederaufarbeitungsanlage D 1206 in 
Dounreay das abgeleitete Abwasser einen gegen-
über dem Erwartungswert erhöhten Gehalt an Radio-
aktivität besaß. Die Anlage wurde noch am 
28. September bis auf weiteres abgeschaltet. 

Bislang konnte festgestellt werden, daß die Aktivi-
tätserhöhung aus einem Kühlwassersystem der Wie-
deraufarbeitungsanlage stammt. Die weiteren Unter-
suchungen dauern an. 
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Nach den der Bundesregierung vorliegenden über-
einstimmenden Informationen von Betreiberseite 
und Überwachungsbehörde wurde eine Alpha-Akti-
vität von etwa 7 Gigabecquerel ins Meer abgeleitet. 
Der gemäß Genehmigung zulässige Jahresgrenzwert 
beträgt 750 Gigabecquerel Alpha-Aktivität. 

In Übereinstimmung mit bestehenden Regelungen 
hat der Anlagenbetreiber am Montag, dem 30. Sep-
tember 1996, die britische Überwachungsbehörde 
und die Öffentlichkeit informiert. Danach erscheint 
es nicht gerechtfertigt, von einem „zunächst geheim-
gehaltenen" Störfall zu sprechen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Simone Probst (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Staatssekretär, Sie haben das Kühlwassersystem an-
gesprochen. Können Sie Informationen bestätigen, 
daß altersbedingte Korrosionen in den Rohrleitungen 
mitverantwortlich waren für diesen Störfall? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Frau Kollegin Probst, da die Untersuchun-
gen noch andauern, müssen wir auf die Untersu-
chungsergebnisse warten. Ich kann Ihnen dies we-
der bestätigen noch dementieren. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Weitere Zusatz-
frage. 

Simone Probst (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sie 
hatten vorhin die Menge der abgegebenen Radioak-
tivität angesprochen. Interessant sind nicht nur die 
Grenzwerte, sondern mich würde auch interessieren, 
ob der Bundesregierung bekannt ist, um wieviel Pro-
zent die Radioaktivität höher war als im Normalbe-
trieb und welche Nuklide abgegeben wurden. 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Ich hatte gesagt, daß es einen Jahres-
grenzwert gibt. Dieser Jahresgrenzwert liegt bei 
750 Gigabecquerel. Der festgestellte Wert liegt bei 
7 Gigabecquerel, die abgegeben worden sind. 

Bei der Alpha-Strahlung handelt es sich um einen 
Summengrenzwert. Dieser Summengrenzwert ist für 
das Jahr festgelegt, so daß die Aktivität bzw. Strah-
lung von Alpha-Teilchen nur zu einem bestimmten 
Zeitpunkt nicht relevant ist. Ich gehe davon aus, daß 
sie, bezogen auf den Jahresgrenzwert, pro Stunde 
wenig über Null liegt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe die 
Frage 2 der Kollegin Simone Probst auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung angesichts des Störfalls die 
Sicherheit der Anlage im Hinblick auf ihre Eignung für eine 
schadlose Verwertung von Kernbrennstoffen aus dem Versuchs-
brüter KNK II in Karlsruhe? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor

-

sicherheit: Nach den der Bundesregierung vorliegen-
den Informationen gab es von den zuständigen briti-
schen Genehmigungs- und Aufsichtsbehörden bis-
her keine Bedenken gegen den Bet rieb der Wieder-
aufarbeitungsanlagen in Dounreay. Die britische 
Überwachungsbehörde hat darauf hingewiesen, daß 
sie dem Wiederanfahren der Anlage erst zustimmen 
wird, wenn sie sich von der weiteren Gewährleistung 
der Anlagensicherheit überzeugt hat. 

Damit besteht für die Bundesregierung zur Zeit 
keine Veranlassung, die Verantwortbarkeit einer 
Wiederaufarbeitung deutscher Forschungs- und Ver-
suchsreaktor-Brennelemente in Dounreay in Frage 
zu stellen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Simone Probst (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Staatssekretär, Ihre letzte Bemerkung war sehr prin-
zipiell. Aber mich würde doch interessieren, ob die 
Bundesregierung die Transpo rte der KNK-II-Brenn-
elemente nach Dounreay so lange einstellen wird, bis 
die Ursachen und auch die Auswirkungen dieses 
Störfalls bekannt sind. 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Ich gehe davon aus, daß sowohl Ursache 
als auch Auswirkungen in kurzer Zeit festgestellt 
werden können, so daß sich eine solche Frage von 
vornherein nicht stellt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Damit haben wir 
die Fragen zu dem Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit erschöpft. Ich danke dem Herrn Staatssekre-
tär. 

Die Fragen 3-6 aus den Geschäftsbereichen des 
Bundesministeriums für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau, des Bundesministeriums des Innern 
und des Bundesministeriums für Wirtschaft werden 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
auf. Zur Beantwortung steht der Parlamentarische 
Staatssekretär Wolfgang Gröbl bereit. 

Ich rufe die Frage 7 des Kollegen Ul rich Heinrich 
auf. 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Förderung des Expor-
tes von für die Mast vorgesehenen Jungtieren (sogenannte Fres-
ser) als wirkungsvolle Maßnahme zur Entlastung des Rind-
fleischmarktes in die Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugosla-
wien, in denen eine große Nachfrage für diese Tiere besteht? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Herr Kollege Hein rich, zur aktuellen Entlastung des 
Rindfleischmarktes befürwortet die Bundesregierung 
die Förderung des Expo rts von für die Mast vorgese-
henen Jungtieren in die Nachfolgestaaten des ehe-
maligen Jugoslawiens. Die Europäische Kommission 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 127. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 9. Oktober 1996 	11393 

Parl. Staatssekretär Wolfgang Gröbl 

wurde in der Sitzung des Verwaltungsausschusses 
Rindfleisch am 13. September 1996 in Brüssel von 
deutscher Seite gebeten, für entsprechende Ausfuh-
ren eine Erstattung vorzusehen. Dieser aus deut-
schen Wirtschaftskreisen angeregten und unterstütz-
ten Bitte ist die Kommission bisher nicht nachgekom-
men. Eine endgültige Entscheidung steht noch aus. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Ulrich Heinrich (F.D.P.): Herr Staatssekretär, was 
unternehmen Sie, um die Kommission davon zu 
überzeugen, daß dies eine bessere Möglichkeit wäre, 
mit dem Überangebot an Rindfleisch in der Europäi-
schen Gemeinschaft fertigzuwerden, als eine über-
proportional hohe Einlagerung in europäische Lager-
hallen? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Unsere Möglichkeiten sind, im schon erwähnten Ver-
waltungsausschuß diese Bitte bzw. Forderung zu 
wiederholen. Wir haben in dieser Woche eine Sit-
zung dieses Ausschusses und werden mit dieser For-
derung wieder antreten. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Weitere Zusatz-
frage. 

Ulrich Heinrich (F.D.P.): Ich nehme an, daß Ihr 
Haus nachgerechnet hat, um welche Mengen an Tie-
ren es sich handeln könnte, die dann gegebenenfalls 
in die Staaten des ehemaligen Jugoslawiens expor-
tiert werden könnten. Können Sie hier schon Zahlen 
nennen? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Es gibt solche Zahlen. Es gibt Nachfragen aus Ser-
bien und aus Bosnien-Herzegowina, die sich nicht 
nur auf Schlachtvieh, sondern auch auf Zuchtvieh 
beziehen, wie auch immer das dann an Ort und 
Stelle verwendet wird. Diese Zahlen liegen in einer 
Größenordnung von 200 000 bis 300 000 Stück. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Keine weiteren 
Fragen? - Dann ist der Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten erschöpft. Ich danke dem Herrn Staatssekretär. 

Die Fragen 8 und 9 zum Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums für Arbeit und Sozialordnung wer-
den schriftlich beantwortet. Das gilt auch für die Fra-
gen 10 und 11 des Geschäftsbereichs des Bundesmi-
nisteriums für Gesundheit. Die Fragen 12 und 13 der 
Kollegen Ernstberger und Schmidbauer entfallen, da 
beide nicht anwesend sind. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
minsteriums für Verkehr. Ich rufe die Frage 14 des 
Kollegen Wolfgang Behrendt auf: 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung die geplante Stillegung 
der Berliner innerstädtischen Flughäfen Tegel und Tempelhof 
noch einmal überprüfen will, und wenn ja, ist sich die Bundesre

-

gierung bewußt, daß sie damit den zwischen Berlin, Branden-
burg und dem Bund gefundenen Konsens aufkündigt, Schöne-
feld als „Single" -Airpo rt  der Hauptstadt auszubauen? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Der am 28. Mai 1996 von 
Berlin, Brandenburg und dem Bund getroffene Kon-
sensbeschluß über die Realisierung des künftigen 
Großflughafens für die Region Berlin/Brandenburg 
durch eine entsprechende Entwicklung des Flugha-
fens Berlin-Schönefeld als Single-Standort ist nach 
wie vor uneingeschränkt gültig. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Wolfgang Behrendt (SPD): Herr Staatssekretär, wie 
erklären Sie sich dann die Pressemeldungen, die da-
von sprachen, daß Herr Minister Wissmann auf einer 
Veranstaltung in Berlin erklärt habe, diese Frage sei 
für ihn weiterhin offen? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ich habe die Pressemeldun-
gen gesehen - sie stammen wohl vom 20. September - 
und darf Ihnen mitteilen, daß wir noch am selben Tag 
seitens des Bundesverkehrsministeriums diese etwas 
mißverständlichen Äußerungen der Presse klarge-
stellt haben. Es bleibt also bei dem Sachstand, den 
ich hier vorgetragen habe. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Wolfgang Behrendt (SPD): Inwieweit besteht Ge-
wißheit darüber, daß die Interpretation des Begriffs 
Single-Flughafen einschließt, daß es auf den beiden 
bestehenden Berliner Stadtflughäfen nicht weiterhin 
Flugverkehr mit Hubschraubern oder Privatjets ge-
ben wird? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Es ist die Bezeichnung Ver-
kehrsflughafen erwähnt. Sofern es sich um bezahlten 
Flugverkehr handelt, verhält es sich so, wie es im 
Konsensvertrag zum Ausdruck gebracht wurde. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe die 
Frage 15 des Kollegen Wolfgang Behrendt auf: 

Welche Art  von Flugverkehr ist im Falle einer Aufrechterhal-
tung der Standorte Tempelhof und Tegel vorgesehen, und wie 
hoch ist das zu erwartende Aufkommen dieser Flugverkehrsar-
ten? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Präsident, hierzu ver-
weise ich auf meine Antwort zu Frage 14. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Wolfgang Behrendt (SPD): Herr Staatssekretär, 
können Sie hier ausdrücklich versichern, daß es nach 
Inbetriebnahme des Flughafens Berlin-Schönefeld 
keinerlei Privatflugverkehr mit Kleinflugzeugen oder 
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Hubschraubern von den Flughäfen Tempelhof und 
Tegel geben wird? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Wir haben ja großes Inter-
esse daran - im Konsensbeschluß wurde es ja auch 
entsprechend formuliert -, deutlich zu machen, daß 
Schönefeld ein Single-Standort sein soll. Das wird 
auch sehr wichtig sein, um geeignete Investoren zu 
finden. Was im Vertrag gemeint ist, das gilt auch. 
Daran gibt es keinen Zweifel. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Wolfgang Behrendt (SPD): Herr Staatssekretär, tei-
len Sie auch die Auffassung des Berliner Senats, daß 
eine gestaffelte Schließung der Stadtflughäfen vor-
genommen werden soll, das heißt, daß der Flughafen 
Tempelhof schon nach Abschluß des Planfeststel-
lungsverfahrens und der Flughafen Tegel nach Fer-
tigstellung der Ausbaustufe von Schönefeld ge-
schlossen werden soll? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: So ist es in dem Konsensbe-
schluß vorgesehen; zwar nicht nach Fertigstellung 
der Ausbaustufe, sondern nach dem Ausbau von 
Schönefeld. Ansonsten stimmt es. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe die 
Frage 16 der Kollegin Lisa Seuster auf: 

Ist die im Bundesverkehrswegeplan im Vordringlichen Bedarf 
stehende Bundesstraße B 56 n teilweise als Ortsdurchfahrt durch 
Bonn geplant, und beabsichtigt die Bundesregierung, eine Orts-
durchfahrt im Zuge einer Bundesfernstraße gegen den erklärten 
Willen der Stadt und des Landes weiter zu planen und zu bauen? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Der Bundesgesetzgeber hat 
die B 56 n im Raum Bonn durch das Vie rte Ände-
rungsgesetz zum Fernstraßenausbaugesetz in den 
Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen aufgenom-
men. 

Dort  ist die Straße als vordringlicher Bedarf ausge-
wiesen. Damit hat der Bundesgesetzgeber festgelegt, 
daß die Straße vom Baulastträger Bund gebaut wer-
den soll. Den Festlegungen durch den Bundesgesetz-
geber ist Rechnung zu tragen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Lisa Seuster (SPD): Herr Staatssekretär, wenn die 
neue Bundesfernstraße B 56 n teilweise eine Orts-
durchfahrt nach dem Bundesfernstraßengesetz ist, 
wer müßte dann den Bau und die Unterhaltung die-
ser Ortsdurchfahrt finanzieren? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Sie haben etwas unterstellt, 
was ich so nicht gelten lassen kann. Im Bundesfern-
straßengesetz ist genau geregelt, was eine Orts-
durchfahrt ist. Wenn es der Präsident erlaubt, werde 

ich Ihnen das zitieren. In § 5 Abs. 4 Bundesfernstra-
ßengesetz steht, daß eine Ortsdurchfahrt der Teil ei-
ner Bundesstraße ist, der innerhalb der geschlosse-
nen Ortslage liegt und auch der Erschließung der 
anliegenden Grundstücke oder der mehrfachen Ver-
knüpfung des Ortsstraßennetzes dient. 

Wir haben uns gerade durch die Bereisung mit 
dem Petitionsausschuß davon überzeugt, daß in die-
sem Fall nicht von einer geschlossenen Ortslage die 
Rede sein kann. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Lisa Seuster (SPD): Warum akzeptiert die Bundes-
regierung nicht den Willen der Stadt Bonn und des 
Landes Nordrhein-Westfalen, auf den Bau dieser zu-
sätzlichen Bundesfemstraße durch Bonn zu verzich-
ten? Dies bedeutet eine Milliarde DM weniger an 
Ausgaben; und das bei den knappen Kassen. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ich mache darauf aufmerk-
sam, daß wir gleich noch zu einer ähnlichen Frage 
kommen, aber wir können schon jetzt darauf einge-
hen. Wir haben es hier mit einem Beschluß des Bun-
desgesetzgebers zu tun. Im Grunde richtet sich Ihr 
Anliegen an den Deutschen Bundestag. Wir stellen 
einen Bundesverkehrswegeplan auf. Der jetzige gilt 
bis 2012. Man kann nicht zwischendurch auf Grund 
irgendwelcher Meinungsveränderungen vor O rt, auf 
Grund entsprechender Mehrheitsveränderungen vor 
Ort oder wo auch immer nach Belieben an diesem 
Bundesverkehrswegeplan Änderungen vornehmen. 

Der Deutsche Bundestag hat festgestellt, daß hier 
ein vordringlicher Bedarf besteht. Das ist festgestellt. 
Wir kommen diesem Auftrag des Bundesgesetzge-
bers nach. Wenn die Stadt Bonn oder das Land Nord-
rhein-Westfalen Änderungen vornehmen wi ll, müßte 
das bei einer anstehenden und in einigen Jahren si-
cherlich zu erwartenden Fortschreibung des Bundes-
verkehrswegeplanes beantragt werden. Wir müssen 
abwarten, von wem Nordrhein-Westfalen und Bonn 
dann regiert werden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, 
Frau Kollegin Matthäus-Maier. 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Herr Staatssekretär, 
ich möchte nach dem Teil fragen, den man Ennert-
Tunnel nennt. Das ist der eine Teil dieses ganzen 
Komplexes. Herr Staatssekretär, ist Ihnen nicht be-
kannt, daß bereits vor der Verabschiedung des Bun-
desverkehrswegeplans sowohl das Land Nordrhein-
Westfalen als auch die Stadt Sankt Augustin aus Um-
weltschutzgründen ganz entschieden gegen diese 
zusätzliche Trasse waren und daß es andere Möglich-
keiten gibt, um betroffene Gemeinden, etwa Königs-
winter oder Niederholtorf, vor zuviel Verkehr zu 
schützen, wie zum Beispiel das Verbot für Lkws ab 
einer bestimmten Größe, do rt  durchzufahren. Außer-
dem gibt es die Möglichkeit, die Spange zwischen 
der Flughafenautobahn und der A 3 mit wenigen Ki-
lometern Umweg zu benutzen. Meinen Sie nicht, daß 
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es für die Bevölkerung in Zeiten knappster Kassen 
wirklich nicht verständlich ist, daß Sie dies weiter als 
vordringlichen Bedarf gegen den Willen der do rt  be-
troffenen Bevölkerung durchsetzen wollen? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ich sage es noch einmal: Wir 
kommen dem Auftrag des Bundestages nach. Ich 
persönlich und auch das Verkehrsministerium halten 
die Beschlußlage des Deutschen Bundestages für 
sehr in Ordnung. 

Sie sprachen den Ennert-Aufstieg an. Diesen vor-
gesehenen Aufstieg haben wir uns bei unserer Berei-
sung angesehen. Ich habe sehr viel Sympathien da-
für, die Planungen, so wie sie jetzt vorgesehen sind, 
umzusetzen. Wenn man sich die Belastungen an-
schaut, die sich jetzt im Siebengebirge ergeben - wo 
sich die Autos durch die Städte bzw. Gemeinden 
quälen; wo jeden Tag Pendelverkehr zum Arbeits-
platz hin und zurück stattfindet -, muß man zu dem 
Schluß kommen, daß dies nicht gerade umweltscho-
nend ist. 

In einer Umweltverträglichkeitsstudie aus dem 
Jahre 1992, die nicht der Bund, sondern der zustän-
dige Landschaftsverband Rheinland in Auftrag gege-
ben hat, ist festgestellt worden, daß dieser Straßen-
zug aus Umweltgesichtspunkten zu befürworten sei. 
Man kann bei den Planungen für das Bundesfern-
straßennetz nicht in jedem Fall darauf schauen, was 
eine Gemeinde, ein Ausschuß oder ein Gremium 
dazu meint. Diese Meinungen beziehen wir in un-
sere Überlegungen bestmöglich ein, aber wir können 
unsere Planungen nicht davon abhängig machen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage der 
Kollegin Altmann. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Staatssekretär, Sie haben gerade die Um-
weltverträglichkeitsstudie erwähnt, und Sie haben 
Ihre Entscheidung damit gerechtfertigt, daß Umwelt-
belange dieses Projekt notwendig machten. Inwie-
weit sind die Studien von Lahmeyer International 
von 1989, das Strukturkonzept für die Region Bonn/ 
Rhein-Sieg vom IOW von 1992, das Gutachten „En-
nert-Aufstieg" des Planungsbüros Grebe von 1993 
und das Gutachten von Koenigs-Commindeur „Ent-
lastung des Naturschutzgebietes Siebengebirge", 
die allesamt zu der gegenteiligen Einschätzung kom-
men, mit in den Abwägungsprozeß eingeflossen? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Die Organisationsform für 
die Behandlung dieser Fragen sieht in diesem Fall 
vor, daß der Landschaftsverband zuständig ist, diese 
Umweltverträglichkeitsstudien durchführen zu las-
sen. Die letzte - noch gültige - Studie für den Venus-
berg stammt aus dem Jahre 1989. Seitdem haben wir 
in erheblichem Umfang zusätzliche Vorschläge er-
halten, zum Beispiel von der Stadt Bonn unter den 
alten Mehrheitsverhältnissen. Von der Stadt Bonn 
unter den neuen Mehrheitsverhältnissen haben wir 

den Antrag erhalten, die Straßen gar nicht erst zu 
bauen. 

Wir haben nunmehr das Gesamtpaket noch einmal 
an das Land Nordrhein-Westfalen gegeben - das 
Land Nordrhein-Westfalen hat dieses Paket an den 
zuständigen Landschaftsverband weitergeleitet - 
und darum gebeten, die Umweltverträglichkeitsstu-
dien für Ennert und Venusberg unter Einbeziehung 
der neuen Überlegungen auf den neuesten Stand zu 
bringen. Es liegt nun am Landschaftsverband, der 
vorzügliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hat, a ll 

 das abzuwägen, was bedacht werden muß. Das Land 
Nordrhein-Westfalen ist unserem Ansinnen gefolgt; 
man ist nun bei der Arbeit. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage der 
Kollegin Hustedt. 

Michaele Hustedt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sie sagen, es schere Sie nicht weiter, was die Kom-
munen vor Ort und was das Land Nordrhein-Westfa-
len von dieser Straße und von diesem Tunnelbau hal-
ten. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Genau das hat er 
nicht gesagt!) 

- Er hat gesagt, er wolle die Planungen nicht von 
Meinungen der Kommunen vor Ort und des Landes 
abhängig machen, wenn sie nicht im Sinne des Bun-
desverkehrswegeplanes, also der Bundesplanung, 
sind. Das hat er gesagt. Das heißt, er schert sich in 
diesem Fall nicht um den Widerstand aus Land und 
Kommunen. 

Wie paßt das mit der Aussage im Bundesverkehrs-
wegeplan zusammen, daß das Ziel der Maßnahme 
die Verkehrsentlastung der Bonner Innenstadt sowie 
der Abbau innerörtlicher Umweltbelastung sei, wenn 
diejenigen, denen man etwas Gutes tun will, dieses 
nicht wollen? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nicht einsichtsfä-
hig sind!) 

- Das haben Sie gesagt. Das ist Ihre Meinung. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Was do rt  als Zielvorgabe be-
schrieben ist, ist schon richtig. Wir wollen Bonn bes-
ser an den rechts- und linksrheinischen Bereich der 
Verkehrsadern, in diesem Falle Autobahnen, an-
schließen. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Gott sei 
Dank!)  

Wir legen großen Wert darauf, dies durch den Bau 
einer Bundesstraße zu erreichen. Deshalb heißt es ja 
auch „B 56 neu" und nicht „Autobahn neu". 

Ich kann mir vorstellen, daß sich viele hier in Bonn 
darüber freuen, nun endlich zu hören, daß es mit die-
sem Straßenbauvorhaben und den Planungen des 
Bundes weitergehen soll. Denn dieses Vorhaben ist 
ja nicht zuletzt auch in Abstimmung mit Nordrhein- 



11396 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 127. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 9. Oktober 1996 
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Westfalen in den Bundesverkehrswegeplan aufge-
nommen worden. 

(Gila Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aber unter einer anderen Mehr

-

heit!) 

- Es mag ja stimmen, was Sie da zurufen. 

Wir müssen aber von den Fakten ausgehen. Wenn 
mir vorgehalten werden sollte, ich würde den Willen 
und die Meinung der Kommunen nicht hinreichend 
berücksichtigen - was ich zurückweise -, dann 
müßte ich Ihnen im Gegenzug vorwerfen, Sie be-
rücksichtigten die Meinung und den Willen des Bun-
destages nicht genug. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe jetzt die 
Frage 17 der Kollegin Lisa Seuster auf: 

Welche gesetzlichen Regelungen wären über die bestehen-
den Gesetze hinaus notwendig, um sicherzustellen, daß die Bun-
desregierung bei Ortsdurchfahrten im Zuge von neuen Bundes-
fernstraßen die Verkehrsplanungen der betroffenen Gemeinden 
zu respektieren hat, und ist die Bundesregierung bereit, entspre-
chende Regelungen zu initiieren? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: A rt . 85 Abs. 3 des Grundge-
setzes sieht gegenüber den Ländern ein Weisungs-
recht des Bundes vor, das auch gegenüber den Ge-
meinden anzuwenden ist, wenn diese nach § 5 Abs. 2 
des Bundesfernstraßengesetzes bei mehr als 80 000 
Einwohnern Träger der Straßenbaulast für die Orts-
durchfahrten von Bundesstraßen sind. Von diesem 
Weisungsrecht macht die Bundesregierung nur Ge-
brauch, wenn Gemeinden bei ihren Planungen ge-
gen die verkehrliche Bedeutung einer Bundesstraße 
verstoßen. Im übrigen steht den Gemeinden ein er-
heblicher Freiraum zur Gestaltung der Bundesstra-
ßen in ihrer Baulast zu. 

Die Bundesregierung ist nicht der Meinung, daß 
das Grundgesetz insoweit geändert werden sollte. 
Sie ist außerdem der Meinung, daß der vom Bundes-
gesetzgeber für erforderlich gehaltene Ausbaubedarf 
für Bundesfernstraßen weiterhin durch Gesetz fest-
gelegt werden sollte. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Lisa Seuster (SPD): Gibt es andere Fälle, in denen 
gegen den Willen einer Gemeinde eine Ortsdurch-
fahrt - unsere Besichtigung hat ja auch ergeben, daß 
es sich um eine Ortsdurchfahrt handelt - im Zuge ei-
ner Bundesfernstraße gebaut oder geplant wurde? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Der Bund baut nie solche 
Ortsdurchfahrten, wie Sie sie jetzt angesprochen ha-
ben. Das müssen die Kommunen oder der Kreis - wer 
auch immer zuständig ist - schon selbst bezahlen. Es 
gibt auch Landesstraßen, die durch Orte führen. Das 
sind dann aber trotz allem Straßen, die weiterge-
hende Verkehre abwickeln. 

Wir haben in ganz Deutschland öfter damit zu tun, 
daß Kommunen Straßenbauvorhaben des Bundes 

nicht immer die volle Zustimmung geben. Wir haben 
noch öfter damit zu tun, daß in einer Region ein oder 
zwei Kommunen dafür sind und eine andere dage-
gen ist. Das liegt nicht immer an den Parteien, die 
dort  vertreten sind. Das kann ganz unterschiedliche 
Gründe haben. 

Insofern hat vor allen Dingen die öffentliche Kör-
perschaft erheblichen Einfluß im Planfeststellungs-
verfahren, in dem, soweit möglich, die Anliegen und 
Interessen der Bevölkerung und der Körperschaften 
zur Sprache kommen und zu berücksichtigen sind. 
Abschließend kommt es zu einem Planfeststellungs-
beschluß. Dagegen kann man klagen. Entweder wird 
er rechtsbeständig oder nicht. Wenn ja, kann man 
bauen. Nach dem neuen Gesetz haben Klagen be-
reits keine aufschiebende Wirkung mehr. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Lisa Seuster (SPD): Wann könnte frühestens der 
Bundesverkehrswegeplan so geändert werden, daß 
diese Straße aus dem vordringlichen Bedarf wieder 
gestrichen würde? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Das kann ich nicht präzise 
beantworten. Üblicherweise dauert es fünf oder 
sechs Jahre, bis es zur Fortschreibung des Bundes-
verkehrswegeplanes kommt. Das unterstellt, wird 
man damit rechnen können, daß es etwa um das Jahr 
2000 zur Fortschreibung kommt. Die Vorarbeiten be-
ginnen natürlich vorher. Sie können sich dann schon 
in die Startblöcke begeben, um entsprechend zu 
agieren. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage der 
Kollegin Altmann. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Staatssekretär Carstens, Sie haben jetzt 
wiederholt mit der erfolgten Einstufung in den vor-
dringlichen Bedarf argumentiert. Um diesen zu er-
mitteln, muß man natürlich auch Alternativen prüfen. 
Inwieweit sind Alternativen zu dieser Straße geprüft 
worden zur Entlastung von Wohngebieten innerorts, 
aber auch von überregionalem Verkehr? Ich meine 
ganz konkret auch die Prüfung von ÖPNV-Anbin-
dungen und ÖPNV-Konzepten. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Präsident, zu diesem 
Bereich kommt noch eine Frage einer Abgeordneten 
bzw. eines Abgeordneten. 

(Gila Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das können Sie ruhig schon 

jetzt sagen!) 

Ich weiß aber nicht, ob die entsprechende Person da 
ist. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Dann beantwor-
ten Sie es vorsichtshalber. 
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Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Wenn es gleich zu Über-
schneidungen kommen sollte, dann bitte ich schon 
jetzt um Verständnis. 

(Gila Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wir hören es uns gern zweimal 

an!)  

Ich bin gerne bereit, darauf jetzt schon zu antworten. 
Dieses Thema wird sowieso bis 15 Uhr dauern, ver-
mute ich. Ich habe nichts dagegen. 

Wir haben mit der Verkehrsplanung hier im Raume 
Bonn schon seit 30 Jahren zu tun. - Nicht wir, die wir 
hier jetzt sitzen; ich bin erst gut 20 Jahre dabei. 

(Lisa Peters [F.D.P.]: Viel, nicht?) 

- Immerhin. - Man darf auf Grund dessen anneh-
men, daß die Alternativen, die theoretisch in Frage 
kommen, bedacht worden sind. 

Mit dem öffentlichen Personennahverkehr kann 
man noch eine Menge erreichen; das meine auch ich. 
Von daher begrüßen wir die Ausbauplanungen der 
Stadt Bonn in Sachen öffentlicher Personennahver-
kehr. Aber schauen Sie sich einmal die engen Stra-
ßen in beide Richtungen, Ost und West, an, auf de-
nen der öffentliche Personennahverkehr abgewickelt 
werden müßte! Auch die Busse können nicht irgend-
wie durch die Luft reisen. Sie müssen das Straßensy-
stem benutzen, das jetzt da ist. 

Das ist auch bei der Informationsfahrt des Peti-
tionsausschusses nachhaltig zum Ausdruck gekom-
men: Man kann und muß noch eine Menge für den 
öffentlichen Personennahverkehr tun. Aber die Pro-
bleme abstellen können Sie damit nicht. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage der 
Kollegin Hustedt. 

Michaele Hustedt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ist das Ihre persönliche, subjektive Meinung, die Sie 
sich auf Grund von Fahrten in diese Region gebildet 
haben, oder haben Sie tatsächlich von einem Gutach-
ter Alternativen prüfen lassen, so daß man von einer 
ein bißchen objektiveren Beantwortung dieser Frage 
ausgehen könnte? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Sie haben schon mit der Be-
zeichnung ÖPNV klargemacht, daß es um Nahver-
kehr geht. Hier geht es aber darum, den Ort Bonn an 
die Autobahnen im Osten und im Westen anzuschlie-
ßen. 

Wenn Sie es darüber hinaus als notwendig erach-
ten, den öffentlichen Personennahverkehr in Alterna-
tivüberlegungen einzubeziehen, dann ist das im we-
sentlichen nicht Aufgabe des Bundesverkehrsmi-
nisters oder des Landes Nordrhein-Westfalen; das 
muß örtlich geklärt, geregelt und auch entschieden 
werden. Wir haben dafür Sorge zu tragen, daß die 
entsprechenden Anbindungen da sind. Ich vermute, 

daß auch viele in der Stadt Bonn sich darüber freu-
ten, wenn es schnell weiterginge. 

(Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Also nein! - Dr. Guido Westerwelle 
[F.D.P.]: Ja! Dem kann ich nur zustimmen!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, Kol-
legin Matthäus-Maier. 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Herr Staatssekretär, 
Sie haben zu Recht die Belästigung der Menschen 
etwa in Königswinter-Ittenbach erwähnt. Ich kenne 
das, auch von Kollegen aus dem Bundestag und von 
Ministerien: Man fährt über die B 42 und quält sich 
am Fuße des Petersberges hoch, um von da aus auf 
die A 3 zu kommen. Ich kenne die berechtigten Kla-
gen der Anwohner darüber. 

Meine Frage ist: Warum gelingt es nicht, nachdem 
wir nördlich davon mit unser a ller Stimmen die Spange 
zwischen der Flughafenautobahn einerseits und der 
A 3 andererseits gebaut haben, den Verkehr durch In-
formation und durch entsprechende Beschilderung - 
bei Lkws ist das sowieso möglich - nach Norden und 
über diese Spange umzuleiten? Das würde den Schutz 
der Menschen in Königswinter vor dem Krach und 
dem Gestank in der Ortsdurchfahrt mit dem Schutz der 
Landschaft durch den Verzicht auf den neuen Ennert-
Aufstieg kombinieren und auch noch Geld sparen, das 
wir dringend brauchen. Warum können Sie sich nicht 
auf diese Alternativen einlassen? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Wenn ich mich recht erin-
nere, dann handelt es sich do rt  gar nicht um Bundes-
straßen. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Doch!) 

Nicht bei allen Straßen, die in Richtung Osten füh-
ren, handelt es sich um Bundesstraßen. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Das ist doch 
Wurst, wenn wir ein Schild aufstellen!) 

Da würde ich mich sehr wundern. Wenn ich mich 
irrte, würde ich das gern richtigstellen. 

In dem Fall  müßten Sie sich mit Ihrem Anliegen an 
das Land, an den Landkreis oder an wen auch immer 
wenden. Wenn Sie den Bürgern, die in der Region 
wohnen, diese Zufahrt sperren wollen, dann viel Ver-
gnügen. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Jetzt brin-
gen Sie Frau Matthäus-Maier nicht noch 

auf die Idee!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Jetzt rufe ich die 
Frage 18 des Kollegen Egbe rt  Nitsch auf: 

Auf welche Höhe belaufen sich die aktuellen Kostenschätzun-
gen für die einzelnen Abschnitte Venusbergtunnel und Ennert-
Aufstieg im Rahmen der geplanten Baumaßnahme B 56 n, nach-
dem in der Anhörung des Petitionsausschusses mit Kosten von 
550 Mio. DM (Venusbergtunnel) und 150 Mio. DM (Ennert-Auf-
stieg) Zahlen genannt wurden, die ca. zehn Jahre alt sind und 
der Einstellung in den Bundesverkehrswegeplan '92 zugrunde 
lagen? 
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Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Die Aktualisierung der Ko-
sten wird erst nach Abschluß der laufenden Umwelt-
verträglichkeitsstudien erfolgen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Egbert  Nitsch (Rendsburg) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Zusatzfrage: Herr Staatssekretär, ist eine 
aktualisierte Kostenrechnung vorgesehen? Wird sie 
vorgelegt? Wenn ja, wann? Wenn nein, warum nicht? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ja, sobald sie vorliegt. 

Egbert  Nitsch (Rendsburg) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Zusatzfrage: Können Sie einen Termin 
nennen? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Man kann das nicht als ei-
nen Termin beschreiben. 

(Egbert  Nitsch [Rendsburg] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Zeitspanne!) 

- Ja, genau. Man kann in etwa abschätzen, wann es 
soweit sein könnte. 

Wir haben bei den Kostenabschätzungen tatsäch-
lich relativ alte Werte; das wi ll  ich gerne sagen. Das 
ist aber bei solchen Bauvorhaben nicht ungewöhn-
lich, weil es sich aus der Sicht des Bundes gar nicht 
lohnt, diese Werte immer wieder zu aktualisieren. 
Man muß vielmehr einen angemessenen Planungs-
stand haben, der eine gewisse Aussicht dafür bietet, 
daß das, was geplant ist, umgesetzt werden kann. 

Das heißt in diesem Fall: Wir müssen die Überar-
beitung der Umweltverträglichkeitsstudien abwar-
ten; ich glaube nicht, daß das lange dauert. Wenn 
über diese Frage Klarheit besteht und wir Überle-
gungen hinsichtlich der Linienführung anstellen 
können, dann müßten wir schon zu einer neuen 
Kostenabschätzung kommen, um auch den Kosten-
Nutzen-Faktor noch einmal zu überprüfen. 

Ich muß schon sagen: Die Werte sind etwa zehn 
Jahre alt und mit ganz erheblichen Änderungsvor-
schlägen belegt. Das ist noch viel wesentlicher als 
mögliche Preissteigerungen auf Grund des Zeitab-
laufs. Im Moment haben wir ein Preisniveau, auf des-
sen Grundlage wir günstigere Werte erzielen als an-
genommen. 

In diesem Fa ll  aber darf man nicht ausschließen, 
daß es zu erheblichen Veränderungen kommen 
kann. Dann kommt es zu einer Überprüfung des Ko-
sten-Nutzen-Faktors, weil wir schließlich nicht um je-
den Preis bauen. Das muß auch hinsichtlich der Ana-
lyse von Kosten und Nutzen einen Sinn geben. 

Ich gehe einmal davon aus, daß wir zum Jahres-
ende 1997 zu einer neuen Preiskalkulation kommen 
werden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, Kol-
legin Altmann. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Die Preissteigerung macht sich auch daran 
fest, wann mit einer Realisierung des Projektes zu 
rechnen ist. Gibt es da irgendwelche Vorstellungen 
von Ihrer Seite? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Man kann das besser vom 
Grundsatz her beschreiben: Wir haben bei den Ko-
sten oftmals ältere Werte - nicht so oft, wie man auf 
Grund dieser Formulierung meinen könnte, aber es 
ist nicht ungewöhnlich. 

Wenn sich nun die normale Preisentwicklung am 
Markt auswirkt, kommt es in den meisten Fällen 
auch zu einer Anhebung des Nutzen-Faktors in min-
destens ähnlicher Größe - die Verkehre nehmen zu, 
die Werte auf der ökonomischen, der volkswirtschaft-
lichen Seite verändern sich -, so daß sich das oftmals 
ausgleicht. 

In diesem Fall aber kann man nicht ausschließen, 
daß es doch zu einem deutlichen Anstieg der Kosten 
kommt. Insofern muß das neu überprüft werden. Das 
wird auch geschehen. 

(Gila Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist nicht die Antwort auf 

meine Frage!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Dann rufe ich 
jetzt die Frage 19 des Kollegen Nitsch auf: 

Decken sich die genannten Schätzungen mit den bei anderen 
Straßenbauprojekten in vergleichbarer Größe, geologischer 
Komplexität und verkehrspolitischer Strittigkeit gemachten Er-
fahrungen zur Entwicklung der Kosten? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Die Kostenermittlung zur 
Bedarfsplanfortschreibung im Jahre 1986 für den Ve-
nusbergtunnel und den Ennert-Aufstieg erfolgte an 
Hand der damals vorgesehenen Trassenführung der 
B 56n sowie an Hand der ursprünglich geplanten 
Tunnel- und Brückenlängen. 

Das geht jetzt in den Bereich zurück, den wir ei-
gentlich schon abgehandelt haben. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Egbert  Nitsch (Rendsburg) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Staatssekretär, nach all dem, was 
meine Kollegen, aus der Fraktion der SPD und der 
Fraktion der Grünen, hier gefragt haben, möchte ich 
wissen: Würden Sie sich in der Lage sehen, auch mit 
den betroffenen Kommunen völlig andere Wege bei 
der Ermittlung von Kosten-Nutzen-Effekten zu be-
schreiten, statt sich nur auf den Bundesverkehrswe-
geplan festzulegen und ihn durchzuziehen? Oder 
können Sie sich vorstellen, daß man, auch im Hin-
blick auf das neue Jahrtausend, eine andere Form 
von Politik, etwa die eines „Runden Tisches", gerade 
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Egbert Nitsch (Rendsburg) 

in bezug auf eine für diese Region dera rtig sensible 
Frage, finden könnte? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Für gute Vorschläge sind 
wir immer offen. Aber sie müssen dann so überzeu-
gend sein, daß das, was einige für gut halten, auch 
von einer Mehrheit im Deutschen Bundestag ange-
nommen wird, wenn über eine Fortschreibung des 
Bundesverkehrswegeplans beraten wird. Das Ver-
hältnis zwischen der Stadt Bonn und uns war nie so, 
daß man es als „ungemütlich" hätte beschreiben 
müssen. Wir unterhalten uns über die Fragen und 
tauschen uns sachlich aus. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfragen? - 
Kollegin Altmann. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Staatssekretär Carstens, wenn Sie sagen, 
daß Sie sich sachlich austauschen und daß es auch 
Gespräche zu diesem Thema gibt, dann möchte ich 
Sie fragen, wie Sie die Stellungnahme des Petitions-
ausschusses zu diesem Thema bewe rten, in der es 
heißt: 

Zu einem richtigen Demokratieverständnis ge-
hört es, die nach sorgfältiger Beratung und nach 
einem langen Abwägungsprozeß getroffene Ent-
scheidung des Gesetzgebers zu respektieren .. . 
Überregional bedeutsame Straßenbauprojekte 
können auch nicht von der Zustimmung einer 
kommunalen Körperschaft abhängig gemacht 
werden. 

Ist es das, was Sie als „konstruktiven Dialog" verste-
hen? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ich habe das eben schon be-
schrieben. Es kommt hier nicht auf einen konstrukti-
ven Dialog an - den gibt es vielleicht bei Ihren Partei-
tagen; gegen ihn habe ich auch nichts, wenn er ge-
genüber der Stadt Bonn angewandt wird -; Gesetze 
müssen eingehalten werden, ob das nun von einem 
konstruktiven Dialog begleitet wird oder nicht. 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Menschen machen Gesetze!) 

Gleichwohl wollen wir ihn gern pflegen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe jetzt die 
Frage 20 der Abgeordneten Gila Altmann auf: 

Auf welchen Untersuchungen und Prüfungen basieren die 
Aussagen des Vertreters des Bundesministeriums für Verkehr in 
der Begründung der Beschlußempfehlung für den Petitionsaus-
schuß vom 25. September 1996 zum Thema Venusbergtunnel 
(Teilstück B 56n), daß es vor der Einstufung der B 56n in den 
Vordringlichen Bedarf des Bundesverkehrswegeplans eine 
„sorgfältige Beratung" und einen „langen Abwägungsprozeß „ 

 gegeben habe? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Da die Planungen für das 
Teilstück Venusbergtunnel im Zuge der B 56n inzwi

-

schen fast 30 Jahre dauern, können sorgfältige Bera-
tungen und ein langer Abwägungsprozeß unterstellt 
werden. Im Jahre 1989 wurde im Auftrag der Stadt 
Bonn eine Umweltverträglichkeitsstudie erstellt, in 
der die Varianten Reutertunnel, Mitteltunnel und Ve-
nusbergtunnel hinsichtlich ihrer Umweltverträglich-
keit bilanziert und bewe rtet wurden. In der zusam-
menfassenden Bewe rtung und Empfehlung dieser 
Studie heißt es auf Seite 313: 

Die Untersuchungen zeigen deutlich die Not-
wendigkeit, die verkehrliche Situation der Stadt 
Bonn mit dem Bau eines Tunnels zu verbessern. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Staatssekretär, wir haben vorhin schon 
die Frage erörtert, inwieweit die nach 1989 erstellten 
Studien in die Beurteilung eingeflossen sind. Ich 
frage jetzt ganz konkret nach den Untersuchungen, 
die zu dieser Einschätzung geführt haben, nämlich: 
Wann wurden welche Erhebungen zu Ziel- und 
Quellverkehren gemacht, und welche Ergebnisse 
hatten sie? Ich beziehe mich dabei noch einmal auf 
die Formulierung im Bundesverkehrswegeplan, in 
der von einer innerörtlichen Entlastung die Rede ist. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ich muß in diesem Fall auch 
einmal sagen, daß der Bund selber diese Erhebun-
gen nicht anstellt. Uns stehen ja gar nicht der Appa-
rat und die Verwaltung zur Verfügung, die man für 
diese Aufgaben braucht. Vielmehr gibt es eine Ver-
einbarung mit den Bundesländern, die mit ihren 
Straßenbauverwaltungen - hier in Nordrhein-West-
falen sind es die Landschaftsverbände - für den 
Bund tätig sind. Wenn Sie jetzt Fragen zu dem spe-
ziellen Bereich, wo was gemacht wurde, haben, wi ll 

 ich das gerne aufgreifen und dem Landschaftsver-
band zur Beantwortung zuleiten. Sie können auch di-
rekt an den Landschaftsverband schreiben. Das kön-
nen Sie machen, wie Sie wollen. Ich habe jetzt nicht 
die Daten zur Verfügung, um Ihnen das beantworten 
zu können. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Es geht also immer noch darum, herauszufin-
den, woraus sich der jetzt von der Bundesregierung 
vordringlich verfolgte Bedarf ergibt? 

Meine zweite Frage ist: Sind bei den aktuellen 
Verkehrsprognosen die Auswirkungen des Wegfalls 
der Regierungsfunktionen und des Wegzugs mehre-
rer Ministerien von Bonn auf das Verkehrsaufkom-
men berücksichtigt worden? Wenn ja: Wie wird diese 
Auswirkung eingeschätzt? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Der Bedarf ist hochgerech-
net auf das Jahr 2010. Die Einzelheiten dessen, was 
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dort  eingeflossen ist, müßte ich beim Landschaftsver-
band abfragen, was ich gern tun wi ll . 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage der 
Kollegin Matthäus-Maier. 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Herr Staatssekretär, 
nachdem feststeht, daß bei weitem nicht alles, was 
im Bundesverkehrswegeplan als „Vordringlicher Be-
darf " ausgewiesen ist, finanziert werden kann, und 
da ich bei der zunehmenden Enge der Haushalte der 
festen Überzeugung bin, daß der Ennert-Tunnel noch 
lange nicht kommt, frage ich Sie: Wäre es für den 
Schutz der betroffenen Anwohner, zum Beispiel in 
Königswinter, nicht viel wichtiger, Sie würden - statt 
auf den irgendwann aus Ihrer Sicht notwendigen 
Ennert-Tunnel zu verweisen - dafür sorgen, daß 
schnellstmöglich verkehrslenkende Maßnahmen vor-
genommen werden, um einerseits die Königswinte-
rer Bevölkerung zu schützen und andererseits den 
unsinnigen Ennert-Tunnel überflüssig zu machen? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Sie haben Probleme mit der 
Lösung der Frage, wie Sie einerseits die Bevölkerung 
schützen und andererseits die Pendler durchlassen 
wollen. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Da wollen 
wir die nicht durchlassen!) 

Das beißt sich. 

Wenn ich das Problem als P rivatperson oder als 
Bundestagsabgeordneter betrachte, kann ich mir 
vorstellen, daß sich allein in Nordrhein-Westfalen 
eine Menge anderer Abgeordneter in den Wahlkrei-
sen freuten, wenn Bonn auf diese Straßenbaumaß-
nahme verzichtete, weil sie dann selbst schneller zu 
einer Umgehungsstraße kommen könnten. Es ist 
aber nicht meine Aufgabe als Parlamentarischer 
Staatssekretär und Regierungsvertreter, das zu be-
werten und dazu Stellung zu nehmen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage der 
Kollegin Hustedt. 

Michaele Hustedt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Staatssekretär, gibt es aktuelle Verkehrszählun-
gen? Wenn es sie gibt: Von wann sind sie? Was sagen 
sie aus? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ich habe gerade bei der Be-
reisung vernommen - nicht nur ich allein, sondern 
auch die anderen, die dabeiwaren -, daß die Stadt 
Bonn eine Zählung vorgenommen hat. Die dabei 
festgestellten Werte liegen in etwa auf dem Level, 
den wir für das Jahr 2010 unterstellen. Ich habe die 
Zahl nicht im Kopf: Ich meine, daß die Stadt Bonn 
42 000 gezählt hat, kann das aber nicht verbindlich 
sagen. - Sie nicken mit dem Kopf; daher nehme ich 
an, daß ich recht habe. - Unsere Prognose beläuft 
sich, wenn ich das richtig in Erinnerung habe, auf 
70 000 für das Jahr 2010. 

Ich will  Ihnen hierzu fachlich sagen, daß es für eine 
Straße wie die Reuterstraße ein unwahrscheinlich ho-
hes Verkehrsaufkommen bedeutet, wenn do rt  pro 
Tag über 40 000 Fahrzeugbewegungen stattfinden. 
Das kann man jeden Tag morgens, abends und auch 
tagsüber sehen. Ständig sind do rt  Staus. Bei 40 000 
Fahrzeugbewegungen ist eine Überlastung um ein 
Mehrfaches des Normalen gegeben. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, 
Herr Kollege Wilhelm. 

Helmut Wilhelm (Amberg) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Wie erklärt sich der Widerspruch zwi-
schen den beiden Aussagen: einerseits der Aussage 
der Stadt Bonn mit 42 000, andererseits der Aussage 
von Ihnen mit 70 000 Fahrzeugen in 24 Stunden? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Die Stadt Bonn hat vor kur-
zem gezählt. Wir haben für das Jahr 2010 eine Pro-
gnose abgegeben. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, 
Herr Kollege Nitsch. 

Egbert  Nitsch (Rendsburg) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Staatssekretär, können Sie sich vor-
stellen, daß die Bundesregierung dieses Angebot der 
betroffenen Gebietskörperschaften und Kommunen 
annimmt, auf das Projekt insgesamt verzichtet und 1 
Milliarde DM spart? Läge das im Bereich Ihrer Vor-
stellungen? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Wir sind für das Sparen 
zwar nicht immer, aber doch sehr schnell zu haben. 
In diesem Fall  geht es aber nicht darum, daß die Bun-
desregierung zu entscheiden hat, ob ein solches Vor-
haben aufgegeben wird oder nicht. Es ist vom Ge-
setzgeber, vom Bundestag, nach langer Vorberatung 
beschlossen worden. 

Alle, die dieses Gesetz bei der Fortschreibung än-
dern wollen, haben ein Recht darauf. Ich habe auch 
gar nichts dagegen, daß sie sich entsprechend bemü-
hen. Nur: Sie müssen die Mehrheit des Bundestages 
gewinnen, um zu einer Änderung zu kommen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe jetzt die 
Frage 21 der Kollegin Gila Altmann auf: 

Welche konkreten Untersuchungen im Rahmen der Nutzen-
Kosten-Analyse, die einen Faktor von 3,3 ausweist und damit 
die Einstufung in den Vordringlichen Bedarf des Bundesver-
kehrswegeplans begründet und einen Projektnutzen von 
70,254 Mio. DM ausweist, haben zu den unter den Punkten 1.1 
bis 1.6 angegebenen Berechnungsergebnissen geführt? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Die gesamtwirtschaftliche 
und verkehrliche Bewe rtung des Projektes „B 56 AK 
Bonn/W (A 565) bis Bonn/Bad Godesberg (B 9/ 
A 562)" erfolgte durch einen unabhängigen Gutach-
ter nach einem bundesweit einheitlichen Bewer- 
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tungsverfahren. In die Bewe rtung sind vom Land 
Nordrhein-Westfalen erarbeitete Daten zur Projekt-
beschreibung - Länge, Querschnitt, Verknüpfungen, 
Kosten - und die Ergebnisse der bundesweiten Ge-
samtverkehrsprognose zum Bundesverkehrswege-
plan 1992 eingegangen. 

Das Bewertungsverfahren ist in Heft 72 der Schrif-
tenreihe des Bundesverkehrsministeriums unter dem 
Titel „Gesamtwirtschaftliche Bewe rtung von Ver-
kehrswegeinvestitionen - Bewertungsverfahren für 
den Bundesverkehrswegeplan 1992" im Jahre 1993 
veröffentlicht worden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Staatssekretär, ich beziehe mich noch 
einmal darauf, daß die Kosten-Nutzen-Analyse ja 
auch sehr stark davon abhängt, welche Alternativen 
es gibt. Sie haben vorhin, als es uni den ÖPNV ging, 
gesagt, es handele sich um eine Vernetzung, also um 
eine überregionale Lösung, und „ÖPNV" besage 
ganz klar, daß der Nahverkehr betroffen sein muß. 

Eben haben wir von Ihnen gehört, daß die Reuter-
straße entlastet werden soll. Ich frage Sie, auch im 
Hinblick auf den im Bundesverkehrswegeplan aus-
gewiesenen Kosten-Nutzen-Faktor von 3,3, noch ein-
mal, inwieweit Alternativen geprüft worden sind. Sie 
haben einen B rief an die Vorsitzende des CDU-Stadt

-

verbandes Königswinter geschrieben, in dem Sie ihr 
mitgeteilt haben, daß Sie ein qualitativ vergleichba-
res ÖPNV-Netz für unmöglich halten. Ist das über-
haupt qualifiziert überprüft worden? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ich weiß nicht, was Sie un-
ter „qualifiziert überprüft" verstehen. 

(Gila Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Schriftlich festgelegt!) 

- Ich habe schon eben zum Ausdruck gebracht, daß 
das die zuständigen Stellen in Nordrhein-Westfalen 
für uns machen. Wenn Sie gerade dabei sind, sich zu 
erregen, dann wenden Sie sich lieber an das Land 
Nordrhein-Westfalen.  

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Könnt ihr ja 
auf dem kleinen Dienstweg machen!) 

Die sind hierfür zuständig. 

Weil es um den Kosten-Nutzen-Faktor ging, weise 
ich darauf hin: Man muß eine aus verkehrswirtschaft-
licher und umweltschutzrechtlicher Sicht optimale 
Regelung anstreben. Diese hat dann die Chance, in 
den Bundesverkehrswegeplan aufgenommen zu 
werden. Für diesen Fall  wird dann eine Kosten-Nut-
zen-Analyse vorgenommen mit dem Ziel, die Frage 
zu klären: Lohnt es sich, diese Straße zu bauen? Vor-
her hat man sicherlich alle Alternativen überlegt - 
man  ist ja 30 Jahre am Werk gewesen -, die über-
haupt in Frage kommen. 

Was ich zum ÖPNV geschrieben habe, dazu stehe 
ich weiterhin, das stimmt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Carstens, ich glaube, sie wollen mich 
nicht verstehen; aber das können wir hier nicht klä-
ren. Deshalb frage ich etwas anderes. 

Zu der Kosten-Nutzen-Analyse gehört ja auch das 
Abwägen von Kosten und Belastungen. Meine Frage 
ist: Welchen Rang haben die erheblichen Belastun-
gen der Wohnbevölkerung? Denn in der Stellung-
nahme des Petitionsausschusses heißt es, daß Sie für 
die Wohnbevölkerung, die von der neuen Trasse be-
troffen ist, volles Verständnis haben. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ja, das haben wir. 

(Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber mehr nicht!) 

Nur, wir haben nicht nur die Belange derer zu sehen, 
die möglicherweise neu betroffen sind, sondern müs-
sen auch das Interesse der Bevölkerungsteile einbe-
ziehen, die von einer solchen Maßnahme Vorteile ha-
ben. Das muß man ja abwägen. 

(Gila Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, genau!) 

Die neue Trasse führt nicht durch geschlossene Ort-
schaften. Die Trasse ist sehr klug gewählt. 

(Lisa Seuster [SPD]: Durch den Wald!) 

Wir haben schon Verständnis für die Bürger, die be-
troffen sein würden; allerdings ist dabei zu berück-
sichtigen, daß die Anlieger bei dem Neubau einer 
solchen Strecke einen ganz vorzüglichen Lärmschutz 
bekämen, den man an anderer Stelle gar nicht an-
bringen könnte, zum Beispiel dann, wenn Stadtkerne 
durchschnitten werden. Wie wollen Sie da mit Lärm-
schutzwänden arbeiten? 

Das ist schon ein umfassender Abwägungsprozeß. 
Hier in Bonn hat er ja 30 Jahre gedauert. Man kann 
nur die Hoffnung haben, daß das irgendwann einmal 
weitergeht. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe jetzt die 
Frage 22 des Kollegen Helmut Wilhelm auf: 

Ist der Bundesminister für Verkehr, Matthias Wissmann, be-
reit, seine Ablehnung der Autobahnanschlüsse im Bonner Nor-
den, da diese „im Widerspruch zu dem vom Bund [...] vertrete-
nen verkehrlichen Ziel der ÖPNV-Förderung" stünden (Bonner 
,,General-Anzeiger" vom 21. Mai 1996), auf die Projekte Venus-
bergtunnel und Ennert-Aufstieg auszudehnen, und welche 
Infrastrukturmaßnahmen im Rahmen des Ausgleichs für den 
Regierungsumzug sollten dann diesem Ziel entsprechend geför-
dert werden? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Die Bonner Verkehrspro-
bleme lassen sich insbesondere im Süden der Stadt 
nicht allein mit der Verbesserung des ÖPNV lösen. 
Dem stehen sowohl die topographischen Verhält-
nisse als auch die flächenhaften und ländlichen Sied-
lungsbereiche rund um Bonn entgegen. Daher wird 
die Bundesregierung an der Verwirklichung des Ve- 
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nusbergtunnels und des Ennert-Aufstiegs im Zuge 
der B 56n festhalten. Sie sieht diese Straßenbauvor-
haben auch als wichtige Infrastrukturmaßnahme für 
den Ausgleich des Regierungsumzugs nach Berlin. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Helmut Wilhelm (Amberg) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Staatssekretär, wie kommt es zu 
dem - jedenfalls mir als Widerspruch erscheinenden - 
Umstand, daß hier zirka 1 Milliarde DM in die Förde-
rung des Autoverkehrs gesteckt werden soll, ande-
rerseits aber von Ihrem Ministe rium einige Kilometer 
weiter nördlich Straßenbaumaßnahmen, nämlich zu-
sätzliche Anschlußstellen, abgelehnt werden mit der 
Begründung: ÖPNV-Förderung? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Wir sind dabei, diese Frage 
abschließend zu klären. Ich habe mich dieser Klä-
rung verschrieben und fühle mich in der Pflicht, zu 
einer Entscheidung zu kommen. Aber wenn man 
eine solche Frage wirk lich verantwortlich entschei-
den will, dann muß man erst die gesamte Verkehrs-
konzeption, die für das Jahr 2000 ff. zu erwarten ist, 
kennen. Wenn das klar abzuschätzen ist, dann wird 
auch die Entscheidung getroffen, ob die Auffahrt ge-
nehmigt wird oder nicht. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Wollen Sie noch 
eine Zusatzfrage stellen? 

Helmut Wilhelm (Amberg) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja. - Welche ÖPNV-Gutachten sind even-
tuell erstellt worden, aus denen sich ergeben könnte, 
daß Entlastungseffekte, wie sie dem Autobahnbau 
zugeschrieben werden, von öffentlichen Personen-
nahverkehrssystemen nicht erreicht werden können? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ich kann Ihnen das nicht be-
antworten, weil ich es auf Anhieb nicht weiß. Die 
Stadt Bonn wird es Ihnen aber sicherlich schnell sa-
gen können. Meine Meinung und auch die des Bun-
desverkehrsministeriums ist: Wir brauchen diese 
Bundesstraße, und wir brauchen auch den Ausbau 
des öffentlichen Personennahverkehrs. Das ist nicht 
ein Entweder - Oder, sondern beides in angemesse-
nem Umfang. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage der 
Kollegin Altmann. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Staatssekretär, Sie haben jetzt so oft da-
von gesprochen, welche Probleme auf Grund des 
langen Planungszeitraums noch zu klären sind. Hät-
ten Sie es nicht für sinnvoller erachtet, erst zu klären 
und dann den „Vordringlichen Bedarf" festzustellen, 
anstatt den umgekehrten Weg zu wählen? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Wenn ständig neue Vor-
schläge kommen und Änderungen vorgeschlagen 
werden, müssen diese erst geklärt werden. Dabei 
sind wir. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe jetzt die 
Frage 23 des Kollegen Helmut Wilhelm auf: 

Beabsichtigt das Bundesministerium für Verkehr nach den 
Äußerungen des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred 
Carstens in der Anhörung des Petitionsausschusses, wonach die 
beiden Abschnitte Venusbergtunnel und Ennert-Aufstieg kei-
neswegs nur im „Doppelpack" vorstellbar seien, sondern jeder 
für sich stehe, die Projekte Venusbergtunnel und Ennert-Auf-
stieg fallenzulassen, da offensichtlich die überregionale Bedeu-
tung dieser Projekte zu vernachlässigen ist, oder welche gesetz-
liche Grundlage berechtigt das Bundesministerium für Verkehr, 
derartige kommunale und regionale Straßenbauprojekte gegen 
den erklärten Willen der betroffenen Gebietskörperschaften 
weiterzuverfolgen? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Mit der Aufnahme der B 56 n 
mit Venusbergtunnel und Ennert-Aufstieg in den Be-
darfsplan für die Bundesfernstraßen und der Einstu-
fung im „Vordringlichen Bedarf" hat der Bundesge-
setzgeber die überregionale Bedeutung dieses Stra-
ßenzuges eindeutig bestätigt. Daran ändert sich auch 
nichts, wenn beide Straßenbauvorhaben nicht zeit-
gleich als „Doppelpack" verwirklicht werden. Mit 
dem Ennert-Aufstieg wird das rechtsrheinische und 
mit dem Venusbergtunnel das linksrheinische Um-
land von Bonn an das jewei lige Autobahnnetz und 
an das Rheintal bzw. die Rheinbrücke angeschlossen. 
Damit besitzen beide Straßenbauabschnitte einen 
eigenständigen Verkehrswert. 

Mit der Aufnahme der B 56n in den Bedarfsplan 
hat der Deutsche Bundestag der Bundesregierung ei-
nen gesetzlichen Planungsauftrag erteilt, der nach § 1 
Abs. 2 des Fernstraßenausbaugesetzes für die Linien-
bestimmung nach § 16 und die Planfeststellung nach 
§ 17 des Fernstraßengesetzes verbindlich ist. Dieser 
gesetzliche Planungsauftrag berechtigt die Bundes-
regierung, die Planung der B 56n mit Venusbergtun-
nel und Ennert-Aufstieg auch bei Meinungsdifferen-
zen mit den betroffenen Gebietskörperschaften wei-
terzuverfolgen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Helmut Wilhelm (Amberg) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Staatssekretär, wie bewe rtet Ihr Mi-
nisterium diese Projekte angesichts der CO2-Minde-
rungsziele der Bundesregierung und der Zielset-
zung, die noch vorhandenen Lebensräume gefährde-
ter Arten zu schützen? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Wenn die Staus in der 
„Reuterstraße" aufhören, ist das für die CO2-Bilanz 
positiv. Wenn wir über eine neue Straße, den Ennert-
Aufstieg, zügig zur Autobahn kommen, ist auch das 
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eine gewaltige Umweltentlastung, wie sie vorzügli-
cher gar nicht sein kann. Auch diese Fragen sind also 
hinreichend berücksichtigt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Helmut Wilhelm (Amberg) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Nachdem diese Autobahntrasse abwech-
selnd immer wieder als von „regionaler" oder von 
„überregionaler" Bedeutung qualifiziert wurde, 
drängt sich mir die Frage auf: Handelt es sich hier 
um eine überregional bedeutsame Autobahntrasse 
oder nur um eine regional bedeutsame? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Das ist keine Autobahn-
trasse, sondern eine Bundesstraße. Mir war das bei 
der vorherigen Frage nicht so aufgefallen. Ich 
glaube, Sie haben es jetzt schon zum zweitenmal ge-
sagt. Es ist die Bundesstraße B 56n. Ich habe gerade 
festgestellt, daß der Bundestag mit dem Einbeziehen 
dieser Straße in den vordringlichen Bedarf geklärt 
hat, daß es ein Straßenzug mit überregionaler Bedeu-
tung ist. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Die Zeit für die 
Fragestunde, zwei Stunden, ist damit erschöpft. 

Die nicht mehr beantworteten Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie sowie aus 
den Geschäftsbereichen des Auswärtigen Amtes, des 
Bundesministeriums der Justiz und des Bundesmini-
steriums der Finanzen werden schriftlich beantwor-
tet. Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 
Ich danke dem Herrn Staatssekretär sowie allen an-
deren, die nicht mehr zum Zuge gekommen sind, 
was wir alle bedauern. 

Wir sind damit am Schluß unserer heutigen Tages-
ordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Donnerstag, den 10. Oktober 
1996, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung 15.02 Uhr) 





Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 127. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 9. Oktober 1996 	11405* 

Anlage 1 
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Anlage 2 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Werner Hoyer auf die Frage 
der Abgeordneten Ulla Schmidt (Aachen) (SPD) 
(Drucksache 13/5565 Frage 67): 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Sachverhalt, daß der 
deutsche Sexualstraftäter Dr. L. jetzt in Tschechien von der dorti-
gen Polizei unmittelbar beim Ausüben sexueller Gewalt gegen 
Kinder überführt wurde, nachdem ihm zuvor die Flucht von den 
Philippinen vor der dortigen Strafverfolgung nur deshalb ge-
glückt war, weil ihm die Deutsche Botschaft in Manila seinen 
Reisepaß aushändigte? 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Ich bedauere, daß die Beantwortung Ihrer Frage 
erst jetzt erfolgen kann, weil zuvor der Sachverhalt in 
bezug auf das Strafverfahren in der Tschechischen 
Republik festgestellt werden mußte. Unter Berück-
sichtigung vor allem der Berichterstattung unserer 
Botschaft in Prag, über die auch der Bundesminister 
der Justiz und das Bundeskriminalamt unterrichtet 
wurden, stellt er sich wie folgt dar: Dr. L. wurde am 
22. August 1996 in Tschechien aufgrund eines Haft-
befehls des Kreisgerichtes in Leitmeritz festgenom-
men. Ihm werden u. a. Straftaten der Vergewalti-
gung und des sexuellen Mißbrauchs von Kindern 
vorgeworfen. Als Beweismittel hat die tschechische 
Polizei eine größere Anzahl von Videokassetten mit 
Kinderpornographie sichergestellt. Dr. L. befindet 
sich derzeit in Untersuchungshaft. 

Zu den im zweiten Teil Ihrer Frage angesprochenen 
Vorgängen darf ich auf die Beantwortung früherer 
Anfragen verweisen, in denen folgendes ausgeführt 
wurde: Mit dem Ziel, den deutschen Strafverfol-
gungsbehörden die Einleitung der notwendigen 
Schritte zu ermöglichen, unterrichtete die Botschaft 
Manila am 27. Dezember 1995, drei Tage vor der 
Rückreise Dr. L.s nach Deutschland, das Auswärtige 
Amt von seiner Haftentlassung. Dieser Be richt wurde 
unverzüglich dem Bundesminister der Justiz zugelei-
tet, der die Strafverfolgungsbehörden befaßte. Die 
Botschaft Manila hat also alles ihr mögliche getan, um 
ein unverzügliches Tätigwerden der deutschen Straf-
verfolgungsbehörden zu ermöglichen. Die Aushändi-
gung des Passes konnte sie allerdings kraft zwingen-
den deutschen Rechts nicht verweigern, weil die Si-
cherstellung (nach § 13 PaßG) und Entziehung (nach 
§ 8 PaßG) eines Passes nur dann erfolgen kann, wenn 
ein Paßversagungsgrund nach § 7 PaßG vorliegt. 

Ein solcher lag nicht vor, weil in Deutschland ge-
gen Dr. L. zum fraglichen Zeitpunkt kein Ermitt-
lungsverfahren eingeleitet worden war und paßbe-
schränkende Maßnahmen aufgrund einer im Aus-
land stattfindenden Strafverfolgung nach deutschem 
Recht nicht zulässig sind. 

Um ggf. die gebotenen paßbeschränkenden Maß-
nahmen in Prag ergreifen zu können, hat das Aus-
wärtige Amt die zuständige Strafverfolgungsbehörde 
um sofortige Unterrichtung über die Einleitung eines 
Ermittlungsverfahrens gegen Dr. L. gebeten. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Joachim Günther auf die 
Frage des Abgeordneten Hans Wallow (SPD) 
(Drucksache 13/5688 Frage 3): 

Ist die Bundesregierung vor dem Hintergrund der Entschei-
dung des Bundesrates vom 27. September 1996, seinen Sitz von 
Bonn nach Berlin zu verlegen, bereit zu Verhandlungen über 
diesbezügliche Ausgleichsmaßnahmen für die Region Bonn und 
das nördliche Rheinland-Pfalz? 



11406* 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 127. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 9. Oktober 1996 

Ich verweise auf meine Antwort auf Ihre schriftli-
che Frage im Februar 1996. Darin habe ich ausge-
führt, daß „die Bundesregierung die in ihren Verant-
wortungsbereich fallenden Ausgleichsmaßnahmen 
zur Sicherung der Zukunft der Region Bonn abschlie-
ßend festgelegt hat. Diese Entscheidungen sind un-
abhängig von einer eventuellen neuen Sitzentschei-
dung des Verfassungsorgans Bundesrat erfolgt. " 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Fra-
gen des Abgeordneten Hans-Peter Kemper (SPD) 
(Drucksache 13/5688 Fragen 4 und 5): 

Trifft es zu, daß das beim Bund der Selbständigen/Deutscher 
Gewerbeverband eingerichtete Ost-West-Büro für „gemein-
schaftsfördernde und soziale Hilfsmaßnahmen zugunsten Deut-
scher in Polen" bislang in vier Jahren ca. 2 Mio. DM Zuwendun-
gen aus dem Haushalt des Bundesministeriums des Innern er-
halten hat, und wenn ja, mit welchem Erfolg wurden die Mittel 
verwendet? 

Trifft es zu, daß das Bundesverwaltungsamt finanzielle Unre-
gelmäßigkeiten bei der Verwendung der Mittel durch das Ost-
West-Büro festgestellt hat, und wenn ja, welche Schritte werden 
in Erwägung gezogen, um eine bessere Kontrolle zu erreichen? 

Zu Frage 4: 

Für das vom Bund der Selbständigen/Deutscher 
Gewerbeverband e. V. eingerichtete und unterhal-
tene Wirtschaftsbüro Ost-West sind vom Bundesmini-
sterium des Innern in den Jahren 1992 bis 1995 ins-
gesamt 1 705 631 DM bewilligt worden. 

Aufgabe des Wirtschaftsbüros Ost-West ist es, in 
Zusammenarbeit mit der Interregionalen Wirtschafts-
kammer Schlesien, einer Einrichtung der deutschen 
Minderheit in Polen, Kontakte zwischen klein- und 
mittelständischen Bet rieben in Deutschland und Po-
len herzustellen und mögliche Kooperationen zu för-
dern. Zusätzlich wurden Praktikanten ausgebildet. 

Die Mittelverwendung wurde entsprechend den 
haushaltsrechtlichen Vorschriften durch Vorlage der 
Verwendungsnachweise (Abrechnungen und Sach-
berichte) belegt. 

Zu Frage 5: 

Bei der Prüfung dieser Verwendungsnachweise 
durch das Bundesverwaltungsamt haben sich Bean-
standungen ergeben, die jedoch, soweit die Prüfun-
gen abgeschlossen sind, ausgeräumt wurden. 

Ergänzend wird mitgeteilt, daß die Prüfungsver-
fahren für die Jahre 1994 und 1995 noch nicht abge-
schlossen sind. Rückforderungen für die vorausge-
henden Haushaltsjahre hat der Zuwendungsempfän-
ger erfüllt. Angesichts der verwaltungsmäßigen Prü-
fungen durch das Bundesverwaltungsamt und deren 
Ergebnisse wird eine weitergehende Kontrolle nicht 
für erforderlich gehalten. 

Im übrigen ist der Bund der Selbständigen/Deut-
scher Gewerbeverband e. V. dem Bundesministerium 
des Innern für die zweckentsprechende Verwendung 
der Mittel und die Einhaltung der Bedingungen der 
Bewilligungsbescheide sowie die Rechnungslegung 
verantwortlich. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Norbe rt  Lammert  auf die 
Frage des Abgeordneten Manfred Such (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/5688 Frage 6): 

Welche Bundesbehörden sowie Unternehmen mit mehrheitli-
cher Bundesbeteiligung nehmen Ingenieur-Beratungsaufgaben 
für den eigenen Geschäftsbereich wahr und bieten diese Dritten 
an, und sieht die Bundesregierung in diesen Aktivitäten - auch 
angesichts einer zunehmenden Übertragung kommunaler Auf-
gaben auf kommunal kontrollierte Kapitalgesellschaften - eine 
Wettbewerbsbeeinträchtigung zu Lasten angestammter Berufs-
felder von unabhängigen Ingenieur-Consulting-Untemehmen? 

Der Bundesregierung liegt kein systematischer 
Überblick darüber vor, welche Bundesbehörden so-
wie Bundesunternehmen Ingenieur-Beratungsaufga-
ben erbringen. Das gleiche gilt für die Frage, ob und 
in welchem Umfang Bundesbehörden und Bundes-
unternehmen ihre Ingenieurleistung gegen Entgelt 
Dritten anbieten. 

Die Frage zielt möglicherweise auf die Bundesan-
stalt für Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR). Die 
BGR nimmt nur zu einem kleinen Teil Ingenieur-Be-
ratungsaufgaben für den eigenen Geschäftsbereich, 
nämlich im Bereich der Endlagerung, der Untertage-
bauten des BMVg und bei Projekten der technischen 
Zusammenarbeit, mit der Fachgruppe „Ingenieur-
geologie/Geotechnik" wahr. Die Aufgaben werden 
wegen ihrer hoheitlichen Einstufung nicht an Dritte 
angeboten. Soweit möglich, werden ingenieurgeolo-
gische Tätigkeiten Dritter zur Unterstützung der 
BGR-Aufgaben, z. B. im Projekt „Endlagerung", 
über Vergabe-Verfahren herangezogen. Im übrigen 
tritt die BGR, gerade bei internationalen Ausschrei-
bungen, nicht in Konkurrenz zur Privatwirtschaft. Sie 
beteiligt sich nicht an Ausschreibungen, sofern p ri

-vate Consultants ein Angebot abgeben. Die BGR 
weitet auch nicht ihre externe Beratungstätigkeit zu 
Lasten der technischen Consultants aus. Sie sucht 
vielmehr eine flexible und pragmatische Zusammen-
arbeit mit freiberuflichen Ingenieuren und Ingenieur-
unternehmen. 

Aus Sicht der Bundesregierung ist die Privatisie-
rung öffentlicher Leistungen ein wichtiger Schlüssel 
zur Erhöhung der Attraktivität des Wirtschaftsstand-
ortes Deutschland, als Impulsgeber für Wachstum 
und Investitionen und für die dringende Entlastung 
der öffentlichen Haushalte. Auch staatliche Pla-
nungs- und Beratungsaufgaben sollten deshalb noch 
stärker als bisher von privaten Anbietern erbracht 
werden, wenn es sich nicht um hoheitliche Aufgaben 
handelt. Scheinprivatisierungen sind hierbei nicht 
der richtige Weg. 
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Die Bundesregierung hat es sich zum Ziel gesetzt, 
die Privatisierungspotentiale im Bereich der Bundes-
verwaltung auszuloten und entschieden zu nutzen. 
Bezogen auf die Bundesunternehmen wird die Bun-
desregierung ihre konsequente Privatisierungspolitik 
auch in Zukunft fortsetzen. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rudolf Kraus auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Olaf Feldmann (F.D.P.) 
(Drucksache 13/5688 Frage 8): 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, wie si-
chergestellt werden kann, daß die im Rahmen der Sparmaßnah-
men für den Kur- und Rehabereich ab 1997 zu erwartenden Min-
derbelegungen - wie im Gesetzgebungsverfahren vorgesehen - 
gleichgewichtig auf die Eigenbetriebe der Rentenversiche-
rungsträger und die p rivaten Rehaeinrichtungen verteilt wer-
den? 

Die in dem am 28. Juni und 29. August 1996 
vom Deutschen Bundestag beschlossenen Wachs-
tums- und Beschäftigungsförderungs-Ergänzungsge-
setz (WFEG) enthaltene Vorschrift des § 287b Ab-
satz 3 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB VI) bestimmt, daß die Auswirkungen der im 
Wachstums- und Beschäftigungsförderungsgesetz 
(WFG) geregelten Begrenzung der Ausgaben für Re-
habilitation auf den Umfang der für die Erbringung 
stationärer Heilbehandlungen erforderlichen Inan-
spruchnahme von Rehabilitationseinrichtungen un-
ter Berücksichtigung des Grundsatzes der Wi rt

-schaftlichkeit auf Eigeneinrichtungen der Renten-
versicherungsträger und vertraglich in Anspruch 
genommene Rehabilitationseinrichtungen jährlich 
gleichgewichtig verteilt werden. Der Bundesrat hat 
in seiner Sitzung am 12. September 1996 dem WFEG 
nicht zugestimmt. Das Verfahren im Vermittlungs-
ausschuß ist noch nicht abgeschlossen. 

Wenn die Regelung in Kraft tritt, ist sie für die Ren-
tenversicherungsträger bindend; sie räumt ihnen 
auch kein Ermessen ein. Die Rentenversicherungs-
träger haben dann das für sie geltende Recht anzu-
wenden. Im übrigen unterliegen sie staatlicher Auf-
sicht, die sich auf die Beachtung von Recht und Ge-
setz erstreckt. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rudolf Kraus auf die Frage 
des Abgeordneten Norbert Gansel (SPD) (Drucksa-
che 13/5688 Frage 9): 

Hält es die Bundesregierung mit ihren Vorstellungen bei der 
Formulierung des Pflege-Versicherungsgesetzes (PflegeVG) für 
vereinbar, daß bei Untersuchungen „im Wohnbereich des Pfle-
gebedürftigen „  nach § 18 Abs. 2 (PflegeVG) Pflegebedürftige 
durch nichtärztliches Personal des Medizinischen Dienstes un-
tersucht und befragt werden und daß die Begutachtung der Pfle-
gebedürftigkeit schließlich von Ärzten vorgenommen wird, die 
den Pflegebedürftigen selbst nicht gesehen und untersucht ha-
ben? 

Nach § 18 Abs. 6 des Elften Buches Sozialgesetz-
buch (SGB XI) werden die Aufgaben des Medizini-
schen Dienstes durch Ärzte in enger Zusammenarbeit 
mit Pflegefachkräften und anderen geeigneten Fach-
kräften wahrgenommen. Die Begutachtung der Pfle-
gebedürftigkeit ist also nicht in jedem Fall eine ärztli-
che Aufgabe. Schon in der Begründung zum Gesetz-
entwurf der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. zu 
einem Gesetz zur sozialen Absicherung des Risikos 
der Pflegebedürftigkeit (Bundestagsdrucksache 12/ 
5262) hieß es hierzu, daß diese Vorschrift die Beteili-
gung von in der Pflege geschulten Fachkräften bei 
der Aufgabenerfüllung des Medizinischen Dienstes 
vorschreibt. Krankenschwestern und Altenpflegerin-
nen verfügen aufgrund ihrer Ausbildung und ihrer 
beruflichen Erfahrung über spezifisches Wissen, das 
bei den Begutachtungs- und Entscheidungsprozes-
sen des Medizinischen Dienstes genutzt werden soll. 
Pflegefachkräfte sollen besonders bei der Aufstellung 
eines Pflegeplanes beteiligt sowie bei der Begutach-
tung der Aktivierungsmöglichkeit des Pflegebedürfti-
gen und Empfehlungen zur häuslichen oder stationä-
ren Pflege herangezogen werden. 

Im Mittelpunkt des Begriffes der Pflegebedürftig-
keit im Sinne des SGB XI steht der Hilfebedarf bei 
den regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen im 
Ablauf des täglichen Lebens in den Bereichen der 
Körperpflege, der Ernährung, der Mobilität sowie der 
hauswirtschaftlichen Versorgung. Die hier notwendi-
gen Hilfeleistungen können Pflegefachkräfte häufig 
besser begutachten als die ärztlichen Mitarbeiter in 
den Medizinischen Diensten. Nach einer Rückfrage 
beim Medizinischen Dienst der Spitzenverbände in 
Essen sind gegenwärtig rd. 550 Pflegefachkräfte 
bundesweit für die Begutachtung der Pflegebedürf-
tigkeit tätig. 

Allerdings gehört zur Feststellung der Pflegebe-
dürftigkeit auch die Klärung der Fragen, ob der Hil-
febedarf als Folge einer körperlichen, geistigen oder 
seelischen Krankheit oder Behinderung entstanden 
ist und ob der Hilfebedarf auf Dauer, voraussichtlich 
für mindestens sechs Monate, in erheblichem oder 
höherem Maße bestehen wird (§ 14 Abs. 1 SGB XI). 
Für die Beantwortung dieser Fragen ist die Beteili-
gung von Ärzten notwendig. 

Der Medizinische Dienst entscheidet im Einzelfall 
unter Berücksichtigung der ihm vorliegenden Unter-
lagen und des Schwerpunktes der Begutachtung, 
welche Gutachter den Versicherten in seinem Wohn-
bereich untersuchen. Nach den Pflegebedürftigkeits-
Richtlinien gemäß § 17 SGB XI reicht es in der Regel 
aus, daß der Hausbesuch von einem Mitarbeiter 
durchgeführt wird. Die bei dem Besuch ermittelten 
Tatsachen sind, soweit erforderlich, von den an der 
Begutachtung beteiligten Mitarbeitern des Medizini-
schen Dienstes - Ärzten und Pflegefachkräften - ge-
meinsam zu we rten und im Gutachten einvernehm-
lich festzustellen. 

Die Zusammenarbeit von Ärzten und Pflegefach-
kräften bei der Aufgabenerfüllung des Medizini-
schen Dienstes ist auch von der Bundesregierung ge-
wollt. Die gesetzliche Regelung dazu anerkennt den 
pflegefachlichen Sachverstand der Pflegekräfte und 
wertet die Pflegeberufe auf. 
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Anlage 8 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
auf die Fragen der Abgeordneten Antje-Marie Steen 
(SPD) (Drucksache 13/5688 Fragen 10 und 11): 

Steht die Bundesregierung weiterhin zu ihrer Aussage, aus 
Gründen der gesundheitlichen Vorsorge für Badende und Perso-
nal den Gehalt von Trihalogenmethan als Chlorungsnebenpro-
dukt besonders in Hallenbädern mit Meerwasser- und Sole-Bek-
ken - auch auf der Basis verschiedenster hygienischer und um-
weltmedizinischer Untersuchungen - soweit wie möglich zu mi-
nimieren? 

Wann wird die Bundesregierung die Verordnung über das 
Schwimm- und Badebeckenwasser erlassen, die nach unserer 
Kenntnis bereits entscheidungsreif vorliegt? 

Zu Frage 10: 

Trihalogenmethane, insbesondere Chloroform, das 
von der Deutschen Forschungsgemeinschaft-Senats-
kommission zur Prüfung gesundheitsschädlicher Ar-
beitsstoffe in die Liste der Substanzen aufgenommen 
wurde, für die ein begründeter Verdacht auf krebser-
zeugende Eigenschaften besteht, entstehen bei der 
zur Abwehr von Seuchengefahren unvermeidbaren 
Chlorung des Badebeckenwassers. Obwohl konkrete 
Gesundheitsschädigungen aufgrund der Exposition 
mit diesen Substanzen in Hallenbädern bisher nicht 
nachgewiesen wurden, vertritt die Bundesregierung 
die Auffassung, daß alle technischen Anstrengungen 
gerechtfertigt sind, die zur vorsorglichen Verminde-
rung dieser Substanzen in Luft und Wasser eines 
Schwimmbads führen. 

Das Umweltbundesamt empfiehlt der Fachwelt, 
sich an der diesbezüglichen Mitteilung der Badewas-
serkommission des Umweltbundesamtes zu orientie-
ren (Bundesgesundheitsblatt 4/96, Seiten 147-153) 
und verweist auf weitere g rundsätzliche Publika-
tionen im Bundesgesundheitsblatt (10/95, Seiten 
378-385) zur toxikologischen und technischen Be-
wertung technisch unvermeidbarer Nebenprodukte 
der Chlorung von Badebeckenwasser. 

Zu Frage 11: 

Die gesundheitlichen Anforderungen an das 
Schwimm- und Badebeckenwasser sind in der Fach-
welt und in der Praxis weitgehend konsentiert. Sie 
sind u. a. in die Mitteilung der Badewasserkommis-
sion des Umweltbundesamtes zusammengefaßt. Die 
Überführung in eine Rechtsverordnung des Bundes 
ist deshalb nicht zwingend. Derzeit wird eine Reform 
des Bundesseuchengesetzes vorbereitet, in die u. a. 
auch diese Frage einbezogen wird. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Manfred Carstens auf die 
Fragen der Abgeordneten Elke Ferner (SPD) 
(Drucksache 13/5688 Fragen 24 und 25): 

Wie will  die Bundesregierung sicherstellen, daß Saarbrücken 
und der Nordast des TGV-Est in Frankreich gleichermaßen in 
den jetzt gemeldeten Rückzug der französischen Regierung aus 
dem TGV-Est zugunsten von TGV-Neigetechnik-Zügen einbe-
zogen werden wie der Südast über Straßburg, und wie lassen 
sich im Rahmen dieser Überlegungen die in der Vereinbarung 
von La Rochelle vereinbarten Fahrzeiten für den Nordast und 
den Südast des TGV-Est sicherstellen? 

Welche Änderungen an den bisherigen Planungen im Hin-
blick auf Kurvengestaltung und Betriebstechnik müßten an der 
Trasse Saarbrücken-Mannheim vorgenommen werden, um die 
Vorzüge der TGV-Neigetechnik-Fahrzeuge zu nutzen, und 
reicht der bisher vorgesehene Ausbaustandard für diese Trasse 
aus, um TGV-Neigetechnik-Züge optimal zu nutzen? 

Zu Frage 24: 

Die französische Regierung hat keinerlei Entschei-
dung gefällt, welche die Modalitäten der Umsetzung 
des Projekts TGV Est betrifft. Sie hat vielmehr die 
vom Staatspräsidenten zugesagte und vom Premier-
minister erneut bestätigte vordringliche Realisierung 
des Vorhabens bekräftigt, an dem sie - wie die Bun-
desregierung - aktiv weiterarbeitet. 

Von einem Rückzug aus dem Projekt TGV Est oder 
aus der deutsch-französischen Vereinbarung zum 
Bau der Schnellbahnverbindung Paris-Ostfrank-
reich-Südwestdeutschland (POS) kann keine Rede 
sein. Es gilt die Vereinbarung von La Rochelle. 

Zu Frage 25: 

Die bisherigen Planungen zur POS Nord erlauben 
den Einsatz der genannten Fahrzeuge. 

Anlage 10 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Cornelia Yzer auf die Fra-
gen des Abgeordneten Franz Thönnes (SPD) 
(Drucksache 13/5688 Fragen 38 und 39): 

Wie ist die Jury zusammengesetzt, die die Gewinnerdes Bio-
Regio-Wettbewerbs ermitteln soll? 

Nach welchen von wem ausgearbeiteten Kriterien wird sie 
ihre Entscheidung treffen? 

Zu Frage 38: 

Die international besetzte Jury soll aus mindestens 
zehn hochrangigen Vertretern von Wissenschaft, 
Wirtschaft und Gewerkschaften bestehen. Ihre Zu-
sammensetzung wird im November durch Herrn 
Bundesminister Dr. Jürgen Rüttgers bekanntgege-
ben werden. 

Zu Frage 39: 

Die Jury wird ihre Entscheidung anhand der in der 
Ausschreibung des Bundesministeriums für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie vom 
9. Oktober 1995 öffentlich bekanntgegebenen Krite-
rien fällen. Es steht den Regionen frei, weitere Krite-
rien, die auf die Stärkung der Anwendung der Bio-
technologie abzielen, aufzuführen. Die Ausschrei-
bung wurde vom Bundesministerium für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie unter Ein-
schaltung von Experten auf dem Gebiet Biotechnolo-
gie und Unternehmensgründungen erarbeitet. 
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Anlage 11 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Cornelia Yzer auf die Fra-
gen der Abgeordneten Edelgard Bulmahn (Druck-
sache 13/5688 Fragen 40 und 41): 

Mit welcher Zielsetzung und in welchem Verfahren soll die 
Vergabe der im Bundeshaushalt für das Haushaltsjahr 1997 vor-
gesehenen 30 Mio. DM für „Modellregionen in der Biotechnolo-
gie" vorgenommen werden? 

Können Projektvorschläge für Mittel aus dem Haushaltstitel 
683 01 (Modellregionen in der Biotechnologie) für 1997 im Sinne 
der am 9. Oktober 1995 angekündigten Bevorzugung der Wett-
bewerbssieger nur von den Gewinnern des BioRegio-Wettbe-
werbs eingereicht werden, oder ist dies für alle Teilnehmer am 
BioRegio-Wettbewerb möglich? 

Zu Frage 40: 

Die zur Förderung der Modellregionen vorgesehe-
nen Mittel zielen auf eine Schwerpunktsetzung im 
Programm „Biotechnologie 2000" unter dem Ge-
sichtspunkt der Umsetzung vorhandenen Wissens, 
bestehenden Know-hows und verfügbarer Technolo-
giebasis in neue Produkte, Produktionsverfahren und 
Dienstleistungen in der Biotechnologie. Das Verga-
beverfahren baut auf Prioritätensetzungen der drei 
Regionen bei der Antragstellung auf und orientiert 
sich ansonsten an dem im Programm „Biotechnologie 
2000" haushaltsrechtlich üblichen Zuwendungsver-
fahren. 

Zu Frage 41: 

Wettbewerbssieger werden aus dem gesonderten 
Ansatz für Modellregionen in der Biotechnologie im 
Haushaltstitel 683 01 „Biologische Forschung und 
Technologie" gefördert. Projektvorschläge anderer 
Teilnehmer können - wie üblich - im Rahmen der 
vom Deutschen Bundestag zur Verfügung gestellten 
Haushaltsmittel in anderen Programmschwerpunk-
ten des Fachprogramms Biotechnologie oder gege-
benenfalls auch in anderen Fachprogrammen des 
BMBF, z. B. Umweltforschung und Umwelttechnolo-
gie, gefördert werden. 

Anlage 12 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Co rnelia Yzer auf die Fra-
gen des Abgeordneten Tilo Braune (SPD) (Druck-
sache 13/5688 Fragen 42 und 43): 

Welche Fördermöglichkeiten sollen die Gewinner des Bio-
Regio-Wettbewerbs durch das Bundesministerium für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie und andere Bundes-
ministerien erhalten, und wie ist dabei die in der Pressemittei-
lung des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Technologie vom 9. Oktober 1995 formulierte An-
kündigung „Die drei besten Bioregionen werden in der zweiten 
Phase bei der Vergabe von Fördermitteln aus dem Fachpro-
gramm Biotechnologie des Bundesministeriums für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie bevorzugt" konkret 
zu verstehen? 

Aus welchen Gründen hat sich die Bundesregierung von vorn-
herein darauf festgelegt, daß es nur drei Gewinner bei dem Bio-
Regio-Wettbewerb geben soll? 

Zu Frage 42: 

Die Förderung der drei besten Modellregionen ab 
Januar 1997 erfolgt individuell auf der Grundlage 
der prämierten Konzepte. Anträge aus der Region 
werden im Fachprogramm Biotechnologie mit Vor-
rang bearbeitet, insofern erhalten sie Priorität bei der 
Vergabe von BMBF-Projektmitteln zur Durchführung 
von industriellen Verbundprojekten und Demonstra-
tionsvorhaben für einen Zeitraum von 5 Jahren. Da-
bei wird der spezifische Förderbedarf in der Region 
berücksichtigt. Dies kann auch Maßnahmen zum 
Zwecke des Informationsaustauschs über die Innova-
tionsmöglichkeiten in der Biotechnologie in der Re-
gion, beispielsweise die Teilnahme an nationalen 
und internationalen Messen sowie die Durchführung 
von Workshops, Informations- und Lehrveranstaltun-
gen, einschließen. 

Zu Frage 43: 

Grundidee des BioRegio-Wettbewerbs ist eine 
Stärkung der Starken. Es entspricht somit dem Wett-
bewerbsgedanken, sich auf drei Regionen festzule-
gen. Die damit beabsichtigte Anreizwirkung hat sich 
nach dem bisherigen Verlauf des Wettbewerbs voll-
auf bestätigt. 

Anlage 13 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Cornelia Yzer auf die Fra-
gen des Abgeordneten Dr. Edelbert Richter (SPD) 
(Drucksache 13/5688 Fragen 44 und 45): 

Hat die Bundesregierung bei der Konzipierung des BioRegio-
Wettbewerbs an die komplementäre Förderung der  Wettbe-
werbssieger aus Mitteln der EU gedacht, und welche europäi-
schen Förderprogramme können für die ergänzende Finanzie-
rung von BioRegio-Projekten in Frage kommen? 

Welche Förderquote ist bei der Vergabe von Mitteln aus dem 
Haushaltstitel 683 01 (Modellregionen in der Biotechnologie) 
vorgesehen, und ist die Mitfinanzierung eines Projekts durch die 
Industrie und/oder das jeweilige Bundesland erforderlich? 

Zu Frage 44: 

Der Konzeptionierung des BioRegio-Wettbewerbs 
liegt die Idee zugrunde, daß die vielfältigen Förde-
rungsmöglichkeiten für Forschungs- und Entwick-
lungsvorhaben und Unternehmensgründungen in 
der Biotechnologie innerhalb einer Region in einem 
Systemansatz integral genutzt werden sollen. Unter 
den Fördermöglichkeiten nennt die Ausschreibung 
des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie vom 9. Oktober 1995 
deshalb u. a. auch allgemeine und fachspezifische 
Förderprogramme der Europäischen Union (Ziff. III, 
Gegenstand der Förderung). Hierfür kommen neben 
Regionalförderprogrammen die spezifischen Pro- 
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gramme des IV. Rahmenprogramms infrage, insbe-
sondere das spezifische Programm Biotechnologie. 

Zu Frage 45: 

Für die Vergabe von Fördermitteln gelten die 
Richtlinien der in Anspruch genommenen Förderpro-
gramme. In jedem Falle kommt es auf die damit mo-
bilisierten Finanzmittel, vorzugsweise aus dem priva-
ten Sektor, an. Soweit das Programm „Biotechnolo-
gie 2000" der Bundesregierung angesprochen ist, be-
grenzt die Ausschreibung die Förderquote an BMBF

-

Projektmitteln auf 50 %. Es gelten im übrigen die 
Vorgaben des Epl. 30 und die Beihilferegelungen der 
Europäischen Union. Insofern wird bei Projekten der 
Wirtschaft eine Eigenbeteiligung von mindestens 
50 % der Projektkosten erwartet; die maximale Bei-
hilfeintensität bei industrieller Grundlagenforschung 
ist 50 %, bei angewandter Forschung einschließlich 
Prototypenentwicklung 25 %. Für Unternehmen aus 
den neuen Bundesländern ist eine Erhöhung der För-
derquote um kumulierte 10 % zulässig. Im übrigen 
kommen, soweit vorhanden, auch Projekt- oder re-
gionale Wirtschaftsfördermittel der Länder in Be-
tracht. 

Anlage 14 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Cornelia Yzer auf die Fra-
gen des Abgeordneten Bodo Seidenthal (SPD) 
(Drucksache 13/5688 Fragen 46 und 47): 

Welche Unternehmen der Pharma-, Saatgut-, Lebensmittel- 
und Umweltindustrie sind aktiv an den eingereichten Konzep-
ten im Rahmen des BioRegio-Wettbewerbs beteiligt? 

Denkt die Bundesregierung daran, vergleichbare Wettbe-
werbe auch für andere Technologieschwerpunkte durchzufüh-
ren? 

Zu Frage 46: 

Diese Frage läßt sich erst nach Auswertung aller 
vorgelegten Konzepte der 17 Regionen beantworten. 

Zu Frage 47: 

Die Bundesregierung strebt grundsätzlich an, daß 
im Rahmen der Forschungs- und Technologieförde-
rung verstärkt Wettbewerbselemente zum Tragen 
kommen. Hierzu hat sie, wie jüngst mit den vom 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Technologie vorgestellten „Leitlinien zur 
Neuorientierung der deutschen Forschungsland-
schaft", verschiedene Maßnahmen und Initiativen er-
griffen. Dazu zählt auch der BioRegio-Wettbewerb. 
Schon die Tatsache, daß sich 17 Regionen an diesem 
Wettbewerb beteiligen, macht diesen Mobilisie-
rungseffekt deutlich. Die Bundesregierung wird da-
her prüfen, ob im Lichte der mit dem BioRegio-Wett-
bewerb gemachten Erfahrungen vergleichbare In-
itiativen, die insbesondere auch die Herausbildung 
von Kompetenzzentren unterstützen, ergriffen wer-
den sollten. 

Anlage 15 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Cornelia Yzer auf die Fra-
gen des Abgeordneten Wolf-Michael Catenhusen 
(SPD) (Drucksache 13/5688 Fragen 48 und 49): 

Wie rechtfertigt die Bundesregierung ihre Entscheidung, die 
Mittel für die Förderung von „Modellregionen in der Biotechno-
logie" in Höhe von 30 Mio. DM vor allem durch Kürzung der 
Haushaltsansätze für die „Förderung der biotechnologischen In-
dustrie" (-15 Mio. von 20 auf 5 Mio. DM), für die Genomfor-
schung (-3 Mio. von 24 auf 21 Mio. DM), für die neurobiologi-
sche Forschung (-4 Mio. von 14 auf 10 Mio. DM) sowie für die 
Proteinforschung (-7 Mio. von 14 auf 7 Mio. DM) aufzubringen, 
und teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß trotz des Bio-
Regio-Wettbewerbs die Gefahr einer realen Kürzung von Mit-
teln für kleine Gentechnikfirmen droht? 

Wie verhält sich die Vergabe von Mitteln für die Förderung 
von „Modellregionen in der Biotechnologie" zu anderen Förder-
programmen wie „Technologieorientierte Unternehmensgrün-
dungen" sowie „Förderung der Auftragsforschung "? 

Zu Frage 48: 

Die Haushaltsansätze für „Biologische Forschung 
und Technologie einschließlich molekularer Medi-
zin" sind im Haushaltsentwurf 1997 nicht gekürzt 
worden, sondern um 3,5 Prozent gestiegen. Auch im 
Fachprogramm Biotechnologie wurden insgesamt 
keine Kürzungen vorgenommen. Bei der Vergabe 
geht es dem BMBF um eine Stärkung der mittelstän-
dischen Biotechnologieindustrie, darunter insbeson-
dere kleine Gentechnikfirmen. Es ist zu erwarten, 
daß dabei Vorhaben gefördert werden, die einen Bei-
trag auf den Gebieten Genomforschung, neurobiolo-
gische Forschung und Proteinforschung leisten. Inso-
fern  teilt die Bundesregierung auch nicht die Auffas-
sung, daß kleinen Gentechnikfirmen die Gefahr 
einer realen Kürzung von Mitteln droht. 

Zu Frage 49: 

Die Förderprogramme „Technologieorientierte Un-
ternehmensgründungen" sowie „Förderung der Auf-
tragsforschung" zählen beide zu den indirekten För-
dermaßnahmen, d. h. es erfolgt eine Förderung über 
alle Technologiebereiche, darunter die Biotechnolo-
gie, in vereinfachter Form. Insofern stellen sie eine 
sinnvolle Ergänzung zur direkten BMBF-Projektför-
derung der Modellregionen aus dem Fachprogramm 
Biotechnologie dar. Die Förderung steht insbeson-
dere auch kleinen Gentechnikfirmen offen. 

Anlage 16 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Frage 
des Abgeordneten Hans Wallow (SPD) (Drucksache 
13/5688 Frage 50): 

Welche Botschaften haben bislang aufgrund der geplanten 
Verlegung von Parlament und Teilen der Regierung nach Berlin 
Forderungen an den Bund geltend gemacht, und wie hat die 
Bundesregierung darauf jeweils reagiert? 
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Konkrete Forderungen finanzieller Art für den Um-
zug der fremden Missionen nach Berlin sind an die 
Bundesregierung bisher nicht gestellt worden. 

In einem Fall (Äthiopien) besteht eine Verpflich-
tung der Bundesregierung aus einer Gegenseitig-
keitsvereinbarung, geeignete Gebäude für Residenz 
und Kanzlei am Sitz der Bundesregierung zur Verfü-
gung zu stellen. Die äthiopische Regierung hat Inter-
esse an Objekten in Berlin bekundet, die ihr aus dem 
Bundesvermögen zur Nutzung überlassen werden 
können. 

Der äthiopischen Regierung werden daher in Ber-
lin zwei Liegenschaften aus dem Bundesvermögen 
zur Nutzung als Kanzlei und Residenz überlassen 
werden. 

Anlage 17 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Helmut Lippelt (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/5688 Fragen 51 und 
52): 

Trifft die Meldung der Wochenzeitung „DIE ZEIT" vom 
20. September 1996 zu, derzufolge „das Auswärtige Amt .. . 
noch immer seine schützende Hand über Guido Brunner" hält, 
d. h., daß es „ein Rechtshilfeersuchen der spanischen Untersu-
chungsrichterin Teresa Chacon" wegen Gefährdung der „Sou-
veränität der Bundesrepublik Deutschland" abgelehnt hat, und 
worin bestünde dieser Souveränitätsverlust, da doch die Vor-
würfe gegen Botschafter a. D. Guido Brunner im Zusammen-
hang mit seiner angeblichen Verwicklung in Spendenaffären 
gerichtlich untersucht werden? 

Gibt es verbindliche Richtlinien des Auswärtigen Amtes für 
alle deutschen Botschaften über die Wahrnehmung wi rtschaftli-
cher Interessen im Ausland, und welche sind das? 

Zu Frage 51: 

Zu dem von Ihnen angesprochenen Fragenkom-
plex hatte die Bundesregierung bereits in Antworten 
auf verschiedene schriftliche und mündliche Anfra-
gen Stellung genommen. Darauf verweise ich. 

Das in der Meldung der Wochenzeitung „Die Zeit" 
erwähnte neuerliche Rechtshilfeersuchen der spani-
schen Regierung mußte demgegenüber aus grund-
sätzlichen Erwägungen abgelehnt werden. Die von 
der spanischen Untersuchungsrichterin an die Bun-
desregierung gestellten Fragen betrafen Weisungen 
der Bundesregierung an die Botschaft Mad rid, deren 
Leiter Herr Dr. Brunner zu dem infragestehenden 
Zeitpunkt war und inte rne Vorgänge an der Bot-
schaft Madrid. Weisungen an die Botschaften und in-
terne Vorgänge an den Botschaften gehören zum 
Kernbereich staatlichen Handelns. Gegen Auskünfte 
zu diesen Vorgängen bestehen daher Bedenken un-
ter den Gesichtspunkten der Wahrung der Souverä-
nität und des Schutzes der außenpolitischen Bezie-
hungen. Dies gilt unabhängig von den im Einzelfall 
involvierten Personen. 

Zu Frage 52: 

Die Richtlinien über die „Förderung der außenwirt-
schaftlichen Interessen deutscher Unternehmen 
durch die Auslandsvertretungen" sind mit Erlaß des 
Auswärtigen Amtes vom 7. Dezember 1993 neu ge-
faßt worden. Danach ist die Förderung der deutschen 
Wirtschaftsinteressen im Ausland ein zentrales Anlie-
gen für den gesamten Auswärtigen Dienst. Im Vor-
dergrund der Unterstützung durch die diplomati-
schen und berufskonsularischen Vertretungen im 
Ausland steht der Kontakt zu staatlichen Stellen der 
Gastländer. Die Auslandsvertretungen setzen sich 
für die Verbesserung der Marktzugangsbedingun-
gen ein und gewähren deutschen Unternehmen poli-
tische Unterstützung. Von gleichem Rang ist die kon-
krete Beratung und Unterstützung im Einzelfall, z. B. 
bei der Gewinnung von Aufträgen. Die Bereitstel-
lung verläßlicher Informationen über die politischen, 
wirtschaftlichen und rechtlichen Rahmenbedingun-
gen im Gastland, die Beratung zur Erhöhung von 
Markttransparenz, Kontaktvermittlung vor Ort sowie 
die Unterstützung gegenüber staatlichen Stellen sind 
dabei wesentliche Aufgaben. 

Anlage 18 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Fragen 
des Abgeordneten Gernot Erler (SPD) (Drucksache 
13/5688 Fragen 53 und 54): 

Hält es die Bundesregierung für ausreichend, besondere Be-
ziehungen zwischen der NATO und der Russischen Föderation, 
z. B. in Form einer Cha rta oder eines besonderen Vertrages, 
nach einer konkreten Beschlußfassung zur Osterweiterung des 
Bündnisses zu schaffen, oder ist es nach Auffassung der Bundes-
regierung notwendig, diese besonderen Beziehungen vor der 
vorgesehenen Osterweiterung zu definieren? 

Wie weit sind die Arbeiten innerhalb der NATO an einer 
Charta bzw. an einem besonderen Vertrag mit der Russischen 
Föderation bisher gediehen, und welche Vorstellungen bringt 
die Bundesregierung für die Konzeption einer solchen Cha rta 
bzw. eines solchen Vertrages ein? 

Zu Frage 53: 

Es ist Ziel der Bundesregierung, die Öffnung der 
NATO für neue Mitglieder und die Ausgestaltung 
des Verhältnisses zu Rußland als para llele - d. h. 
nicht als nacheinander geschaltete - Prozesse voran-
zutreiben, über die bei einem NATO-Gipfel im spä-
ten Frühjahr oder Frühsommer 1997 entschieden 
werden könnte. Die Bundesregierung nimmt bef rie-
digt zur Kenntnis, daß Rußland jetzt aktives Interesse 
an der Entwicklung der Sicherheitspartnerschaft 
NATO - Rußland signalisiert. Die Bundesregierung 
wird die Entwicklung einer solchen Sicherheitspart-
nerschaft mit Rußland, mit dem Ziel der Erarbeitung 
einer „Charta", vorantreiben. 
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Zu Frage 54: 

Die Außenminister der NATO-Staaten haben zu-
letzt bei ihrem Frühjahrstreffen im Juni in Berlin ih-
ren bereits im September 1995 an Rußland übermit-
telten Vorschlag zur Verwirklichung eines politi-
schen Rahmens für die Beziehungen NATO-Rußland 
erneuert. Dieser politische Rahmen soll grundle-
gende Prinzipien für Sicherheitskooperation und die 
Entwicklung dauerhafter Mechanismen für politi-
sche Konsultationen umfassen. Die NATO-Außenmi-
nister haben in diesem Zusammenhang die Entwick-
lung einer starken, stabilen und dauerhaften Nach-
barschaft zwischen der NATO und Rußland als es-
sentielles Element der Sicherheit im euroatlanti-
schen Raum bezeichnet. Rußland hat allerdings bis-
her nicht offiziell auf den Entwurf eines Rahmen-
dokumentes reagiert. 

In Begegnungen des russischen Außenministers 
und des russischen Verteidigungsministers mit ihren 
NATO-Kollegen ebenso wie in bilateralen Begeg-
nungen mit dem russischen Außenminister wurde je-
doch deutlich, daß Rußland konstruktiv nach Mög-
lichkeiten engerer Zusammenarbeit sucht, ohne je-
doch bisher in konkrete Gespräche mit der NATO 
über eine „Charta" einzutreten. Die Bundesregie-
rung tritt dafür ein, mit der Vereinbarung einer 
„Charta" eine formalisierte Grundlage für enge 
sicherheitspolitische Konsultationen über Fragen 
gemeinsamen Interesses sowie für enge Zusammen-
arbeit über ein möglichst breites Spektrum der 
Allianzaktivitäten zu schaffen. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatsministers Helmut Schäfer auf die Fra-
gen der Abgeordneten Ulla Schmidt (Aachen) (SPD) 
(Drucksache 13/5688 Fragen 55 und 56): 

Liegen dem Auswärtigen Amt bzw. der Deutschen Botschaft 
in Manila Erkenntnisse vor, wonach der auf den Philippinen we-
gen sexueller Gewalt straffällig gewordene Dr. E rnst Friedrich 
Andreas Lewicki (s. „Sonntagszeitung" vom 29. September 1996 
und die Zeitung „Blick" vom 18. und 26. September 1996) sich in 
der Vergangenheit schon häufiger auf den Philippinen aufhielt, 
und hatte er möglicherweise in diesem Zusammenhang Kon-
takte mit der deutschen Botschaft? 

Warum hat die deutsche Botschaft im Dezember 1995 dem auf 
den Philippinen wegen sexueller Gewalt straffällig gewordenen 
Dr. Ernst Friedrich Andreas Lewicki (s. „Sonntagszeitung" vom 
29. September 1996 und die Zeitung „Blick" vom 18. und 
26. September 1996) statt der Aushändigung seines Reisepasses 
nicht einen Paßersatz nach § 7 Abs. 4 PaßG ausgestellt, was 
zwangsläufig dazu geführt hätte, daß Dr. Lewicki (s. „ Sonn-
tagszeitung" vom 29. September 1996 und die Zeitung „Blick" 
vom 18. und 26. September 1996) nur nach Deutschland hätte 
ausreisen können, wo er sich der Strafverfolgung hätte stellen 
müssen, da auf den Philippinen verübte sexuelle Gewalt gegen 
Kinder grundsätzlich auch nach deutschem S trafrecht in 
Deutschland verfolgt werden kann? 

Zu Frage 55: 

Dem Auswärtigen Amt liegen keine Erkenntnisse 
vor, wonach sich Dr. L. bereits öfter auf den Phi lippi

-

nen aufgehalten haben könnte, ehe gegen ihn ein 
Strafverfahren eingeleitet wurde. 

Zu Frage 56: 

Wie Ihnen durch schriftliche Antworten des Aus-
wärtigen Amts bereits bekannt ist, konnte die Bot-
schaft Manila kraft zwingenden deutschen Rechts 
die Aushändigung des Passes nicht verweigern. Die 
Beschränkung des Reisepasses gem. § 7 Abs. 2 PaßG 
oder die Ausstellung eines Paßersatzpapieres, das 
ausschließlich zur Einreise in die Bundesrepublik 
Deutschland berechtigt gem. § 7 Abs. 4 PaßG, wäre 
wegen eines fehlenden Paßversagungsgrundes 
rechtswidrig gewesen. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rainer Funke auf die Frage 
des Abgeordneten Michael Teiser (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/5688 Frage 57): 

Welche Gründe sprechen nach Auffassung der Bundesregie-
rung dafür, angesichts zunehmender Straftaten nach § 223 StGB 
(Körperverletzung) und j 223 a StGB (Gefährliche Körperverlet-
zung) die Regelung des § 376 StPO in Verbindung mit i 374 Nr. 4 
StPO beizubehalten, auf deren Grundlage Staatsanwaltschaften 
an deutschen Gerichten mit steigender Tendenz wegen fehlen-
den öffentlichen Interesses auf die Erhebung einer öffentlichen 
Klage verzichten und die Geschädigten auf den oftmals aus-
sichtslosen Privatklageweg verweisen können, und welche Aus-
wirkungen auf das Rechtsbewußtsein in der Bevölkerung sieht 
die Bundesregierung, wenn nicht zumindest bei Straftaten nach 
§ 223 a StGB ein generelles öffentliches Interesse an einer Straf-
verfolgung unterstellt wird? 

Gestatten Sie mir, einleitend eine wichtige Unter-
scheidung klarzustellen, die im Zusammenhang mit 
Ihrer Frage häufig nicht beachtet wird. Das Strafge-
setzbuch enthält im Bereich der Körperverletzungs-
delikte zunächst die Tatbestände der einfachen und 
der gefährlichen Körperverletzung gemäß den §§. 223 
und 223a. 

§ 223 StGB lautet: „Wer eine andere Person körper-
lich mißhandelt oder an der Gesundheit beschädigt, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. " § 223 a StGB lautet: „Ist die 
Körperverletzung mittels einer Waffe, insbesondere 
eines Messers oder eines anderen gefährlichen 
Werkzeugs, oder mittels eines hinterlistigen Über-
falls oder von mehreren gemeinschaftlich oder mit-
tels einer das Leben gefährdenden Behandlung be-
gangen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren. " 

Hierzu ist anzumerken, daß nicht jede gefährliche 
Körperverletzung im Sinne der genannten Bestim-
mung zu gefährlichen Verletzungen führt. Dies gilt 
insbesondere hinsichtlich der Va riante der gemein-
schaftlichen Tatbegehung. 

Neben den beiden genannten Körperverletzungs-
tatbeständen enthält das Strafgesetzbuch in § 224 
den Tatbestand der schweren Körperverletzung. 
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§ 224 Abs. 1 lautet: „Hat die Körperverletzung zur 
Folge, daß der Verletzte ein wichtiges Glied des 
Körpers, das Sehvermögen auf einem oder beiden 
Augen, das Gehör, die Sprache oder die Zeugungs-
fähigkeit verliert, oder in erheblicher Weise dauernd 
entstellt wird oder in Siechtum, Lähmung oder Gei-
steskrankheit verfällt, so ist auf Freiheitsstrafe von 
einem Jahr bis zu fünf Jahren zu erkennen." Diese 
Strafbestimmung ist - wie aus § 374 Nr. 4 StPO er-
sichtlich - im Unterscheid zu den §§ 223, 223 a StGB 
kein Privatklagedelikt. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
körperliche Unversehrtheit zu den besonders schät-
zenswerten Rechtsgütern in unserem Rechtssystem 
gehört. Dennoch kann in einigen Bereichen auf die 
Verwirklichung des staatlichen Strafverfolgungsan-
spruchs verzichtet und die Strafverfolgung in die 
Hände des durch die Straftaten Verletzten gelegt 
werden. Dies gilt etwa für körperliche Auseinander-
setzungen, bei denen niemand ernsthaft verletzt 
wird. Bei dem Vergehen der gefährlichen Körperver-
letzung kann dies allerdings - etwa bei der Tatbege-
hung mittels einer Waffe - anders sein. Die für die 
Staatsanwaltschaft verbindlichen Richtlinien für das 
Strafverfahren und das Bußgeldverfahren enthalten 
Sonderregelungen für die Verfolgung von Körperver-
letzungsdelikten: 

Nach Nr. 233 dieser Richtlinien ist das öffentliche 
Interesse an der Verfolgung von Körperverletzungen 
vor allem dann zu bejahen, wenn eine rohe Tat, eine 
erhebliche Mißhandlung oder eine erhebliche Verlet-
zung vorliegt; dies gilt auch dann, wenn die Körper-
verletzung in einer engen Lebensgemeinschaft, etwa 
innerhalb der Familie, begangen wurde. In diesen 
Fällen kommt daher eine Verweisung auf den Privat-
klagewege grundsätzlich nicht in Frage. 

Daß Staatsanwaltschaften mit steigender Tendenz 
Opfer auch von gefährlichen Körperverletzungen auf 
den Privatklageweg verweisen, ist statistisch nicht zu 
belegen. 

Um dem Rechtsgut der körperlichen Unversehrt-
heit größeres Gewicht zu verleihen, gehen die Über-
legungen des Bundesministeriums der Justiz in dem 
Entwurf für ein Sechstes Strafrechtsreformgesetz da-
hin, auch die bisher von § 223a StGB (Gefährliche 
Körperverletzung) erfaßten Straftaten als Offizialde-
likte auszugestalten. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rainer Funke auf die Frage 
des Abgeordneten Erwin Marschewski (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/5688 Frage 58): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Schaffung einer rechtli-
chen Möglichkeit, Gewinnabschöpfungen aus dem Drogenhan-
del direkt zur Finanzierung von Projekten zur Drogenbekämp-
fung und -prävention einzusetzen? 

Die Bundesregierung hält eine Regelung im Bun-
desrecht zur zweckgebundenen Verwendung von 
Gewinnen aus Straftaten, die in einem Strafverfah-
ren für verfallen erklärt wurden, für problematisch, 
weil sie in die Haushaltsautonomie der Länder ein-
greifen würde. 

Die Justizhoheit und damit die Ausführung der 
Strafgesetze liegt bei den Bundesländern. Dies be-
deutet zugleich, daß bei der Anordnung des Verfalls 
oder bei der Einziehung das Eigentum an der Sache 
oder das eingezogene Recht mit der Rechtskraft der 
Entscheidung auf das jeweilige Bundesland über-
geht. Eine direkte bundesgesetzliche Zweckbindung 
von Ländereinnahmen würde die Unabhängigkeit 
von Bund und Ländern in ihrer Haushaltswirtschaft 
(Artikel 109 des Grundgesetzes) verletzen. Eine län-
dereinheitliche zweckgebundene Verwendung ins-
besondere von Gewinnen aus Betäubungsmittelstraf-
taten, die für verfallen erklärt worden sind, ist mit 
den Ländern in der Vergangenheit bereits im Hin-
blick darauf erörtert worden, diese Mittel speziell 
zum Kampf gegen Betäubungsmittelkriminalität so-
wie für Maßnahmen der Drogenprävention und der 
Rehabilitierung einzusetzen. Die Länder haben dabei 
Wert auf den allgemeinen Haushaltsgrundsatz ge-
legt, daß alle Einnahmen zur Deckung aller Ausga-
ben nach Maßgabe der Haushaltsbeschlüsse der 
Landesparlamente zur Verfügung stehen müssen. 

Es gibt aber auch weitere Gründe, die gegen die 
Zweckbindung verfallener Drogengewinne spre-
chen: Ich bin der Auffassung, daß eine Vermischung 
von Finanzierungsinteressen und Belangen der Straf-
verfolgung sehr problematisch ist. Bereits der An-
schein, daß die Erzielung von Einnahmen ein Aspekt 
ist, der das Verhalten der Strafverfolgungsbehörden 
mitbestimmt, muß unbedingt vermieden werden. 
Denn die Strafrechtspflege darf sich nicht einseitig 
auf „gewinnbringende" Deliktsgruppen ausrichten. 

Bei Maßnahmen der Drogenprävention und der 
Rehabilitierung handelt es sich um wichtige staat-
liche Aufgaben, deren ausreichende Finanzierung 
ohne Rücksicht auf die durch Verfall oder Einzie-
hung zu erzielenden Einnahmen sichergestellt sein 
muß. Daher könnte eine Zweckbindung - selbst 
wenn sie in rechtlich einwandfreier Weise geschaffen 
werden könnte - allenfalls den Charakter einer er-
gänzenden Zuweisung haben. Keinesfalls darf aber 
die Erfüllung dieser Aufgaben davon abhängen, daß 
die erforderlichen Mittel, z. B. über einen Vermö-
gensverfallsfonds, zur Verfügung gestellt werden. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rainer Funke auf die Frage 
des Abgeordneten Rolf Schwanitz (SPD) (Drucksa-
che 13/5688 Frage 59): 

Aus welchem Grunde wurde im Bundesministerium der Justiz 
mitten in den parlamentarischen Beratungen über eine Verbes-
serung der SED-Unrechtsbereinigungsgesetze die Abteilung V 
(„Bereinigung von DDR-Unrecht") aufgelöst, und lassen die 
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Worte des Bundesministers der Justiz anläßlich der Vorstellung 
der neuen Abteilung E „Unser Weg führt jetzt von der deutschen 
Vereinigung in eine europäische Zukunft." Man kann deshalb 
formulieren: Das Bundesjustizministerium ist auf dem Weg in 
das 21. Jahrhundert. (Recht Nr. 31/96 vom 12. September 1996, 
S. 1), darauf schließen, daß der Bundesminister der Justiz die 
Aufarbeitung der DDR-Vergangenheit für abgeschlossen und 
sämtliche Probleme des Einigungsprozesses für gelöst hält, so 
daß diese Probleme im Bundesministerium der Justiz zugunsten 
einer Beschäftigung mit Europa- und Völkerrecht sowie Rechts-
entwicklung vernachlässigt werden können? 

Zum 1. September dieses Jahres wurde im Bundes-
ministerium der Justiz eine neue Abteilung E - „Eu-
roparecht, Völkerrecht, Rechtsentwicklung" - einge-
richtet und gleichzeitig die Abteilung V - „Bereini-
gung von DDR-Unrecht" - aufgelöst. 

Die Einrichtung der neuen Abteilung E trägt dem 
Umstand Rechnung, daß die Bedeutung der Gesetz-
gebungsarbeiten im europäischen und internationa-
len Rahmen sowie die Bedeutung neuer Technolo-
gien im Bereich der Kommunikation und der Natur-
wissenschaften und der sich hierbei stellenden 
Rechtsfragen in jüngster Zeit erheblich gestiegen ist. 
Gleichzeitig wird damit deutlich, in welchen Berei-
chen der seit Januar dieses Jahres amtierende Bun-
desminister der Justiz, Prof. Dr. Schmidt-Jortzig, 
Schwerpunkte seiner Tätigkeit setzen möchte. 

Die Auflösung der Abteilung V - „Bereinigung von 
DDR-Unrecht" - beruht darauf, daß ein großer Teil 
der im Zusammenhang mit der deutschen Wieder-
vereinigung notwendigen Gesetzgebungsarbeit in-
zwischen geleistet ist. Die Abteilung V jedoch kei-
neswegs ersatzlos weggefallen. Das bisher für die of-
fenen Vermögensfragen zuständige Referat befaßt 
sich auch weiterhin mit diesem Aufgabenbereich; es 
ist in die Abteilung I - „Bürgerliches Recht" - des 
Bundesministeriums der Justiz eingegliedert worden. 
Darüber hinaus wurde in der Abteilung IV - „Ver-
fassung, Verwaltungsrecht, Rechtsprüfung" - ein Re-
ferat eingerichtet, das die drei Rehabilitierungsge-
setze betreut. Schließlich wurde in der Dienststelle 
Berlin ein Referat eingegliedert, in dem weiter fortbe-
stehende Aufgaben der früheren Abteilung V - wie 
zum Beispiel die Betreuung des bisherigen und fo rt

-bestehendes Zivil- und Verwaltungsrechts der ehe-
maligen DDR mit Bezug zum Recht der offenen Ver-
mögensfragen und zu den Rehabilitierungsgesetzen 
und die Bearbeitung von Auslandsanmeldungen 
nach dem Vermögensgesetz - zusammengefaßt wur-
den. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß keines-
wegs alle mit der Aufarbeitung der DDR-Vergangen-
heit verbundenen Fragen, die in die Ressortzustän-
digkeit des Bundesministeriums der Justiz fielen, bis-
her von der jetzt aufgelösten Abteilung V bearbeitet 
wurden. Für wichtige Bereiche des Vermögens-
rechts, wie die Schuldrechtsanpassung, die Sachen-
rechtsbereinigung und die Vermögenszuordnung 
war etwa das in der Abteilung I - Bürgerliches Recht - 
eingegliederte Referat „Grundbuchrecht/Bodenrecht 
der neuen Länder" zuständig, für die vermögensrecht-
lichen Fragen im Unternehmensbereich das zur Abtei-
lung III - Handels- und Wi rtschaftsrecht - gehörende 
Referat „Rechnungslegung/Publizität" . Insoweit sind 
keine organisatorischen Änderungen erfolgt. 

An der Bedeutung der Aufgaben hat sich nichts 
geändert, wohl aber sind die Gesetze inzwischen 
weitgehend geschaffen und der Vollzug ist weitge-
hend befriedigend angelaufen. Damit sind aber nicht 
alle Probleme auf diesen Gebieten gelöst: Wir wer-
den ja jetzt in den Ausschüssen in die Beratungen 
über eine Novellierung der Rehabilitierungsgesetze 
eintreten, und auch vermögensrechtliche Fragen 
sind weiter aktuell, wie die anstehenden Beratungen 
zum Nutzerschutzgesetz zeigen. Das Bundesministe-
rium der Justiz wird sich auch in Zukunft intensiv mit 
den Belangen der Rehabilitierung der politisch Ver-
folgten und den offenen Vermögensfragen befassen. 

Anlage 23 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Irmgard Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Manfred Kolbe (CDU/ 
CSU) (Drucksache 13/5688 Fragen 60 und 61): 

Ist es richtig, daß die Bundesregierung entgegen der Ansicht 
der Unabhängigen Kommission zur Überprüfung des Vermö-
gens der Parteien und Massenorganisationen der DDR 250 Mio. 
DM aus dem SED-Parteivermögen zurückhält, die für Zwecke in 
den östlichen Ländern bestimmt sind (vgl. „Handelsblatt" vom 
4. September 1996)? 

Falls ja, auf welche Rechtsgrundlage stützt die Bundesregie-
rung sich hierbei? 

Nach der Maßgaberegelung des Einigungsvertra-
ges zum Parteiengesetz der DDR ist das Vermögen 
der Parteien und Massenorganisationen der DDR, 
das nicht an frühere Berechtigte zurückgeführt wird 
oder den Parteien als rechtsstaatlich erworbenes Ver-
mögen belassen werden muß, zugunsten gemeinnüt-
ziger Zwecke, insbesondere der wirtschaftlichen Um-
strukturierung, in den neuen Bundesländern zu ver-
wenden. Die sich aus dieser Regelung ergebenden 
Aufgaben hat die Bundesanstalt für vereinigungsbe-
dingte Sonderaufgaben als Rechtsnachfolgerin der 
Treuhandanstalt im Einvernehmen mit der Unabhän-
gigen Kommission zur Überprüfung des Vermögens 
der Parteien und Massenorganisationen der DDR 
wahrzunehmen. 

Die BvS hat der UKPV bezüglich der jetzt verfüg-
baren Mittel noch keinen abschließenden Vorschlag 
zugeleitet. Richtig ist jedoch, daß ein weiterer Beitrag 
in Höhe von nunmehr 250 Millionen DM aus dem 
Parteivermögen zur Aufstockung des Konsolidie-
rungsfonds verwendet werden so ll . 

Anlage 24 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Irmgard Karwatzki auf die 
Fragen der Abgeordneten Susanne Kastner (SPD) 
(Drucksache 13/5688 Fragen 62 und 63): 
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Mit welchen zusätzlichen steuerlichen Belastungen müssen 
die kommunalen Entsorgungs- bzw. Dienstleistungsbetriebe 
nach dem Urteil des Bundesfinanzhofes vom 23. Oktober 1996 
entsprechend dem Gerichtsbescheid vom 10. Juli 1996 zur 
Gleichbehandlung kommunaler und privater Betriebe im Be-
reich der Müllentsorgung rechnen, und wären die Finanzbehör-
den nach dem Urteil ohne Gesetzesänderungen verpflichtet, die 
Umsatz-, Körperschaft- und Vermögensteuerpflicht bei öffent

-

lich-rechtlichen Entsorgern umzusetzen? 

Welche Gesetzesänderungen werden von der Bundesregie-
rung vorbereitet, um die Kommunen und Gebührenzahler vor 
nicht mehr erträglichen zusätzlichen Belastungen durch das Ur-
teil des Bundesfinanzhofes zu schützen, und wie steht die Bun-
desregierung zu Forderung der Wasser- und Abwasserwirt-
schaft, die Abwasserentsorgung wie die Wasserversorgung mit 
einem verminderten Umsatzsteuersatz von 7 % zu versteuern? 

Zu Frage 62: 

Der Gerichtsbescheid vom 10. Juli 1996 bestätigt 
die vom Bundesministerium der Finanzen vertretene 
Auffassung, wonach - abweichend von der derzeiti-
gen steuerlichen Behandlung - die Abfallentsorgung 
schon nach geltendem Recht einen steuerpflichtigen 
Betrieb gewerblicher Art  darstellt. Bestätigt der Bun-
desfinanzhof seine Auffassung im Anschluß an die 
mündliche Verhandlung am 23. Oktober 1996, bedarf 
es keiner gesetzlichen Änderung. Die kommunalen 
Entsorgungsbetriebe würden als Bet riebe gewerbli-
cher Art  i. S. d. § 4 Körperschaftsteuergesetz qualifi-
ziert und wären dadurch nicht nur körperschaftsteu-
erpflichtig, sondern auch gewerbesteuerpflichtig, 
wenn sie mit Gewinnerzielungsabsicht tätig sind. Sie 
wären damit auch Unternehmer i. S. d. Umsatzsteu-
errechts, so daß ihre Leistungen der Umsatzsteuer zu 
unterwerfen wären. Wegen der im Regierungsent-
wurf eines Jahressteuergesetzes 1997 vorgesehenen 
Abschaffung der Vermögensteuer entfällt eine Ver-
mögensteuerbelastung. 

Diese steuerliche Behandlung muß nicht zwingend 
zu steuerlichen Mehrbelastungen führen. Vielmehr 
kann - je nach Investitionsverhalten - die mit der 
Steuerpflicht einhergehende Berechtigung zum Ab-
zug der Vorsteuer zu Entlastungen führen. 

Zu Frage 63: 

Die Bundesregierung bereitet eine Gesetzesände-
rung z. Z. nicht vor. Es ist überaus schwierig, mit 
steuerrechtlichen Mitteln zu verhindern, daß eine 
Gebührenerhöhung nicht vorgenommen wird. Auch 
der ermäßigte Umsatzsteuersatz von 7 Prozent bietet 
keine Garantie für Gebührenneutralität im Einzelfall. 

Ob dem Gesetzgeber die Einführung dieses ermäßig-
ten Satzes vorgeschlagen werden soll, wird die Bun-
desregierung weiterhin, auch unter haushaltsmäßi-
gen Gesichtspunkten, sorgfältig prüfen. 

Anlage 25 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Irmgard Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Ludwig Eich (SPD) 
(Drucksache 13/5688 Fragen 64 und 65): 

Welche Auswirkungen auf die Abwassergebühren würde 
eine Umsatzbesteuerung von 7 bis 15 % auf die bisher freige-
stellte öffentlich-rechtliche Abwasserentsorgung haben, und 
welche Unterschiede würden dabei für Kommunen mit unter-
schiedlichem Investitionsbedarf entstehen? 

Wie sollen zusätzliche Gebührenbelastungen für die Bürge-
rinnen und Bürger durch eine zusätzliche Umsatzbesteuerung 
der bisher als hoheitliche Tätigkeiten freigestellten Dienstlei-
stungen vermieden werden? 

Zu Frage 64: 

Die Bundesregierung wird sorgfältig prüfen, ob 
dem Gesetzgeber die Einführung des ermäßigten 
Umsatzsteuersatzes von 7 v. H. für die Abwasserent-
sorgung vorgeschlagen werden kann. Sie ist ferner 
davon überzeugt, daß die Schaffung gleicher Wett-
bewerbsbedingungen für p rivate und öffentlich-
rechtliche Anbieter über einen verstärkten Wettbe-
werb zu Kostensenkungen führen wird. 

Zu Frage 65: 

Ob und inwieweit die Umsatzsteuerpflicht der 
kommunalen Abwasserentsorgung zu Gebührener-
höhungen führen wird, läßt sich nur anhand der kon-
kreten Verhältnisse des Einzelfalls berechnen. Die 
Bundesregierung geht grundsätzlich davon aus, daß 
es nicht nur zu Gebührenerhöhungen, sondern in 
Fällen hohen Investitionsaufwands auch zu Entla-
stungen kommen kann, weil bei einer Besteuerung 
der Vorsteuerabzug möglich ist. Es ist nicht möglich, 
konkrete Prozentsätze dazu anzugeben, wie sich die 
umsatzsteuerliche Mehr- oder Minderbelastung im 
Abwasserbereich auf die Höhe der Gebühren aus-
wirkt. 
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